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Der verſchleppte Oſtpakt. 


Die Polen lieben. es, ihrer Außenpolitik durch beharrliches 
Schweigen oder vieldeutige Äußerungen einen undurch- 
ſichtig-vieldeutigen Anftrich zu geben. Als Nußland unlängft in den 
Völkerbund eintrat, wurde es in der polniſchen Preſſe peinlichſt ver- 
mieden, ſich über die Gründe zu äußern, die die polnische Regierung 
dazu veranlaßt hatten, ihre Suſtimmung zu dieſer von Frankreich be- 
triebenen Einſchaltung der Sowjetunjon in die Liga der Nationen zu 
geben. Es ſei noch nicht an der Seit, dieſe Gründe zu 
nennen, hieß es im konjervativen Krakauer „Czas“. Als der pol- 
nische Außenminiſter Oberſt Beck nach Schluß der Völkerbundstagung 
nach Polen zurückkehrte, lehnte er es während ſeines halbtägigen 
Aufenthaltes in Wien, wo er mit Bundeskanzler Schuſchnigg Ju- 
jammentraf, ausdrücklich ab, auf die Fragen der neugierigen Prejle- 
vertreter eine Antwort zu geben; jede Erklärung, meinte er, 
lei nur geeignet, ſeine Pläne zu jtören. Dagegen ließ er 
durch feinen Begleiter und persönlichen Sekretär, Friedrich, einem 
ortittael does Selguroepans ittnbarn, oy pb, oasfihvudöms⸗ 
mal in Genf viel Auffehen erregt habe, in nicht allzu langer 
Seit dort mit noch weit größeren Senſationen auf 
warten werde. Man erkennt in einem ſolchen Verhalten den 
politiſchen Stil des Marſchalls Pilſudſki wieder, 
deſſen charakteriſtiſches Merkmal von jeher die Undurchſichtig⸗ 
keit und Vieldeutigkeit war. Dieſem Stil hat der vom 
Marſchall inſpirierte Negierungblock zum nicht geringen Teil ſeine 
innerpolitiſchen Erfolge zu danken; wie auch Oberſt Beck ſeine Erfolge 
nicht zuletzt der Catſache verdankt, daß er ſich vortrefflich darauf 
verſteht, den Stil wirklichen oder Jcheinbaren Improviſierens auf das 
außenpolitiſche Gebiet zu übertragen. Dieſer Stil iſt es, durch den ſich 
die Politik des Oberſten Beck, eines der vertrauteſten Mitarbeiter des 
Marjchalls, taktiſch am ftärkften von der theoretiſch begründeten und 
programmatiſch feſtgelegten Politik ſeiner Vorgänger im Brühlſchen 
Palais unterſcheidet. 

Am 27. September hat Polen endlich ſeine von Frankreich ſchon ſeit 
Monaten dringend verlangte Antwort auf das franzöſiſche 
Oltpaktprojekt überreicht. Der Wortlaut diefer Antwort wird 
— wenigſtens vorerſt — nicht veröffentlicht werden. Man weiß 
jedoch, daß Polen zu dem Paktplan eine Reihe von Vor⸗ 
behalten gemacht hat. Ob dieſe Vorbehalte ſo weit gehen, daß ſie 
den Pakt als ſolchen unmöglich machen, oder ob es lediglich einige das 
Weſen des Paktes nicht berührende Anderungen verlangt hat, iſt nicht 
bekannt. Die Havas- Agentur meinte, daß die polniſchen Vor⸗ 
behalte nicht als eine endgültige Ablehnung des Projektes aufgefaßt 
werden könnten. Im „Journal des Débats“ wurde die Hal- 
tung Polens als „in der Praxis negativ“ und als an den franzöſiſchen 
Plänen weitgehend unintereſſiert hingeſtellt. Sm „Petit Parlſien“ 
hieß es, Polen habe die Cür zwar nicht völlig gefchloffen, ſie aber doch 
nur ſo wenig geöffnet. daß von dem geplanten Pakt wahrſcheinlich nichts 
werde eindringen können. Das „Scho de Paris“ behauptete, 
folgende Sin jelheiten aus der polniſchen Antwort 
wiedergeben zu können: Polen halte Deutſchlands Zuftim= 
mung für unbedingt nötig; das deutſch-polniſche Abkommen 
müffe reſtlos in den Pakt aufgenommen werden. Polen weigere fich, 
Litauen gegenüber irgendwelche Verpflichtungen 
zu übernehmen. Auch der Eſchechoſlowakei gegenüber 
wolle es, ohne die Frage noch einmal eingehend überprüft ju haben, keine 
Bindungen übernehmen. Auf keinen Fall werde Polen Partei gegen 
irgendein Land im Donauraum (gemeint iſt offenbar 


Ungarn) ergreifen. Und ſchließlich ſei Polen der Überzeugung, daß die 


Nich tangriffspakte und die zweiſeitigen Verträge 


vollkommen ausreichen, um den Frieden in Mitteleuropa zu 
Jichern, daß alſo ein neues Abkommen, wie der Oſtpakt, gar nicht er- 
rl a 

ieje Mitteilungen des „Echo de Paris“ zutreffen, läßt ſich nicht 
feſtſtellen. Man kann aber wohl jagen, daß ſie Jicherlich e von 
Polen tatjächlich in den Vordergrund gerückte außenpolitiſche Geſichts⸗ 
punkte enthalten, daß ſie andererſeits aber wohl die polniſche Antwort 
als für Srankreich ungünftiger hinſtellen, als fie in Wirklichkeit iſt, um 
Jpäter dann vielleicht mit Siegermiene feſtſtellen zu können, daß Polen 
unter franzöſiſchem Druck ſchließlich doch noch von feiner ursprünglich 
ſchroffen Ablehnung des Paktes habe jurückweichen müſſen. Es hat 
wenig Sinn, ſich über den Inhalt der polniſchen Antwort, ſolange der 
Text nicht bekannt iſt, zu äußern. Man muß ſich vielmehr mit folgenden 
Seſtſtellungen begnügen: J. Für Polen kommt eine vorbehaltlofe An- 
“aan does "plrıprigerres ich in bitch. z. il oer pblilſſchen 
Antwort iſt die Diskuſſion über den Pakt noch nicht abgeſchloſſen; 
Polen hat ſeine Antwort Jo abgefaßt, daß noch weitere zeit- 
raubende Verhandlungen erforderlich ſind, an deren Be 
ſchleunigung Warſchau nur wenig gelegen ſein kann. 

Im Verlauf dieſer Verhandlungen wird es ſich zeigen, ob es ſich 
bei dem polniſch-franzöſiſchen Segenſatz um eine Verſchiedenheit nur 
der Methoden oder auch der Abſichten handelt, ob dieſer 
Gegenſatz die Folge nur einer gegenseitigen Berftimmung oder aber 
eines endgültigen polniſchen Kurswechſels iſt. Bisher läßt ſich 
darüber etwas Beſtimmtes nicht Jagen. Auch die franzsſiſche 
Preſſe tappt noch im Dunkeln. Sie ſchwankt zwischen Hoffnung 
und Sweifel. Von den früher üblichen Freundſchaftsbeteuerungen iſt 
in ihr kaum noch etwas ju finden. Mit nervöſer Gereiztheit kritijiert 
ſie das Vorgehen der Polen. Sie ſpricht von der „arroganten 
Haltung“ und den „gedankenlos bijſigen Worten“ der 
Polen. Sie beſchuldigt Warſchau der „Undankbarkeit“ und be⸗ 
ſchimpft es als „treuloſen Bundesgenoffen“ Sie macht 
ihm ſeine „hoffärtige Sprache“ und ſeine „Mißachtung 
der geheiligten Verträge“ zum Vorwurf. Vor allem aber 
bat fie die polniſche Negierung im Verdacht, ſich mit Deutſchland 
gegen Frankreich verbündet zu haben. Auf Grund dieſes 
Verdachtes wird in einigen Blättern die Beſeitigung des 
franzöſiſch-polniſchen Bündnilſes gefordert, und ver- 
ſchiedentlich wird auch verſucht, die Dinge ſo hinzuſtellen, als ob die 
gegenwärtige Politik der Warschauer Regierung in Polen ſelbſt 
wenig volkstümlich ſei und die innerpolitiſche Poſition der Regierung 
gefährde. Man ſcheint in Frankreich alſo auf die oft bewährte Fran- 
jofenfreundſchaft der Nationaldemokraten und auf die unbedingte Anti- 
pathie der polniſchen Linkskreiſe gegen den Nationalſozialismus zu 
hoffen. Eine ſolche Hoffnung aber darf man angeſichts der ſtarken 
innerpolitiſchen Stellung des Pilſudſkiregimes wohl als abwegig be— 
zeichnen. Der Oppoſition von rechts wird durch die offenſichtlichen 
Erfolge der Beckſchen Außenpolitik ebenſoſehr der Wind aus den 
Segeln genommen, wie der bauernfreundliche Linkskurs der Regierung) 
Kozlomfki es den oppoſitionellen Linksgruppen erſchwert, ihre partei- 
politiſche Baſis in der breiten kleinbäuerlichen Schicht zu behaupten. 

Warſchau will — wie geſagt — die endgültige Entſcheidung über 
den Oltpakt möglichſt hinausziehen. Es will die gefürchteten Nachteile 
des Paktes, die es in ſeinen Vorbehalten zu dem franzöſiſchen Plane 
gekennzeichnet hat, von vornherein durch andere außenpolitiſche Maß- 


nern 


nahmen nach Möglichkeit unſchädlich machen. Dabei ſcheint es in erſter 
Linie an einen Ausbau der polniſchen Außenpolitik durch 
den Abſchluß einer Reihe zweiſeitiger Verträge zu 
denken, die ihm in jedem Falle eine hinreichend gefeſtigte Srundlage für 
einen gefahrloſen Eintritt in’ das franzöſiſch-ruſſiſche Paktſuſtem ſichern. 
Außer den Verſtändigungspakten mit Rußland und vor allem mit 
Heutſchland, hat Warſchau dabei wohl noch eine weitgehende Seftigung 
ſeiner Beziehungen zu Ungarn und Litauen im Auge. Was Ungarn 
anlangt, Jo laſſen ſich tatſächlich merkliche Sortjchritte in der von 
Polen eingeſchlagenen Richtung foſtſtellen. Auf den in Ausſicht ge- 
nommenen Polenbeſuch des ungariſchen Miniſterpräſidenten werden in 
Warſchau offenbar große Hoffnungen geſetzt. Hinſichtlich Litauens 
iſt in nächſter Zeit mit einer neuen polniſchen Aktion mit dem Ziele 
einer Generalbereinigung der polniſch-litauiſchen Streitfragen zu 
rechnen. Das Verhältnis zu Danzig iſt durch die letzten Wirtſchafts⸗ 
abkommen mit der Freien Stadt in einem für Polen durchaus zufrieden- 
ſtellenden Sinne geregelt. Und ſchließlich haben die Vorgänge bei der 
letzten Negierungskriſe in Bubareſt, durch die der Sranzösling 
Titulescu zurückgedrängt wurde, gezeigt, daß Polen auch dort wieder 
an Einfluß gewonnen hat und daß Oberft Beck bereits ſtark genug iſt, 
um der ſüdöſtlichen Bündnis- und Perſonalpolitik ſeines franzöſiſchen 
Kollegen mit ſichtlichem Erfolge entgegenzutreten. Die polniſche 
Außenpolitik hat ſich von den Rückſchlägen, die fie 
in der Seit vor der Herbſttagung des Völkerbundes 
verzeichnen mußte, bereits wieder erholt. Damit wird 
ſich aber wohl auch der polniſche Widerſtand gegen die von Frankreich 
mit dem Ofrakt verbundenen Abfichten veritärken. 

Vermutlich wird Polen auf eine Seftigung feiner Polition im öft- 
lichen Mitteleuropa in Zukunft mehr Wert legen müffen, als es bisher 
notwendig war — und zwar mit Rückſicht auf ſeinen ſowjetruſſiſchen 

. Nachbarn. Man hat im allgemeinen angenommen, daß Moskau des- 
halb jo ſehr dahinter her war, in den Völkerbund aufgenommen zu 
werden, weil es ſich im Weſten den Nücken zu ſichern wünſchte für die 
zu erwartenden Auseinanderſetzungen im Fernen Oſten. Betrachtet man 
nun aber die Entwicklung, die die fernöftlichen Dinge in letzter Zeit 
genommen haben, ſo will einem dieſe Erklärung der ſowietruſſiſchen 
Liebe zu Genf doch nicht ganz zutreffend erſcheinen. Von der Abſicht 
einer verſtärkten Moskauer Aktivität gegenüber Japan iſt nichts ju 
Jpüren. Im Gegenteil: Mos kauſcheint eher bereit, jedem 
ernfthaften Suſammenſtoß mit Japan auszuweichen 
und ſich den Frieden im Sernen Oſten durch Nach- 
giebigakeitzuer kaufen. Der Verkauf der Oſtchineſiſchen Bahn 
legt jedenfalls den Gedanken nahe, daß Moskau darangegangen ift, 
ſeine fernöſtliche Politik zu liquidieren — vermutlich, 
weil es ſich für einen Waffengang mit Japan nicht ſtark genug fühlt. 
Jedenfalls würde ein Jolcher Verzicht Moskaus im Fernen Oſten be- 
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deuten, daß es ſich jetzt außenpolitiſch in einer ähnlichen Lage befindet, 
wie das Jarenreich nach dem verlorenen Kriege von 1904/05. Das 
würde heißen: Genf wird von dem Moskauer Machthabern nicht als 
Rückendeckung, ſondern als Angriffsbaſis verſtanden. Blickt man nach 
Spanien, wo der rote Aufruhr umgeht, nach Frankreich, wo 
eben erſt die marxiſtiſche Einheitsfront hergeſtellt worden ift, nach 
Ölterreich, wo der Marxismus von neuem ſeine roten Kampf- 
truppen ſammelt, beachtet man die verſtärkte Tätigkeit der Komintern 
in all’ den europäilchen Staaten, in denen die Völker noch nicht gegen 
den Geiſt der bolſchewiſtiſchen Serſetzung durch ein volksnahes, autori- 
täres Regime immunifiert worden ſind, dann kann man ſehr wohl zu der 
Überzeugung gelangen, daß Moskau nicht im Welten Nuhe wünſcht, 
um ſich im Oſten behaupten zu können, ſondern ſich in Alien im Nück⸗ 
zug auf eine Stellung befindet, die es wenigſtens für einige Seit vor 
dem japaniſchen Nachdrängen ſichert, um Jich mit defto größerem Nach- 
druck gegen Europa wenden zu können. Eine ſolche Kehrtwendung der 
ſowjetrufſiſchen Politik könnte ihren nachhaltigen Eindruck auch auf 
die polniſche Außenpolitik nicht verfehlen. Auf Polen, als dem größten 
Nachbarn des bolſchewiſtiſchen Reiches, würde in dieſem Falle eine 
europäiſche Verantwortung liegen, die es allein zu tragen kaum in der 
Lage ſein würde. Es müßte nicht nur jur Steigerung ſeiner eigenen 
Macht, ſondern auch zur Erhaltung feiner gegenmärti- 
gen Stellung Rücken und Flanken zu ſichern und zu ſtärken beſtrebt 
ſein. Se mehr Nußland ich in die europäiſchen Ver⸗ 
bältniſſe einſchaltet — ſei es als Mitglied des Völkerbundes 
in Genf oder ſei es als Träger meltrevolutionärer Ideen — um fo 
weniger iſt Polen in der Lage, mit Frankreich, alfo 
mit dem Staate zugehen, der das ftärkfte Intereſſe 
an der ruſfiſchen Weſtwendung bekundet. In Paris hat 
man nicht ohne Grund den Verkauf der Oſtchineſiſchen Bahn jo freudig 
begrüßt. Man hat darin einen Beweis dafür gefehen, daß Rußland 
nunmehr bereit fein wird, ſich den „eẽropäiſchen Aufgaben“ feines 
franzöſiſchen Bundesgenoſſen voll und ganz zur Verfügnus zu ftellen. 
Für Polen iſt das — ebenſo für Deutſchland — kein begrüßenswertes 
Ereignis. 5 

Mit der Trmordung des franzöſiſchen Außen 
minifters, der der eigentliche Verfechter und Initiator des Oft» 
paktes war. hat ſich wohl auch für die Paktfrage eine neue 
Laae ergeben. Es wird von der Entwicklung der innerpolitiſchen 
Verhältniſſe in Frankreich abhängen, ob die von Barthou in engem 
Einvernehmen mit den Militärkreiſen verfolgte ruſſiſche Linie noch 
weiter fortgeführt werden wird, oder ob jetzt etwa die Kreiſe wieder 
Oberwaſſer erhalten die dem roten Moskau mit mehr Furückhaltung 
oder gar offener Abneigung gegenüberſtehen. Für das zukünftige 
Verhältnis Frankreichs zu Polen wird dieſe Grundeinſtellung des 
neuen Pariſer Außenminiſters von Bedeutung ſein. Dr. K. 


Die deutſchen Volksſchulen in Voſen und Pommerellen. 


Gegenüber den ſtändig wiederholten polniſchen Behauptungen über 
die angeblich glänzende Lage des Deutſchtums in Polen iſt es immer 
wieder nötig, auf den wahren Stand der Dinge hinzuweiſen. Im Nach- 
folgenden werden Entwicklung und Stand der deutſchen Volksſchulen in 
den Wojemodfchaften Poſen und Pommerellen an Hand genauer Zahlen 
dargelegt. Was es mit der „glänzenden Lage“ der dortigen Deutſchen 
auf ſich hat, kann jeder daran ſelber ermeſſen. 

Ueber den Nückgang des öffentlichen deutſchen Volksſchul- 
weſens in Poſen und Pommerellen gibt folgende Ueberſicht Auskunft: 


An poln. Schulen Geſamtzahl der 


elbftimdine 
Shulljabre deutsch Schulen ande gt ßen ed OfTentn Gantihen 
1924/25 557 
1925/26 507 
1926/27 414 
1927/28 375 
1928/29 320 
1929/30 283 
1930/31 260 
1931/32 240 
1932/33 222 
1933/34 200 


Demnach find alſo innerhalb eines Zeitraumes von 9 Jahren in den 
beiden Wojewodfchaften Poſen und Pommerellen nicht weniger als 
357 öffentliche deutſche Unterrichtsbetriebe geſchloſſen worden. Dabei 
iſt der Nückgang der ſelbſtändigen deutſchen Schulen weitaus ſtärker als 
derjenige der an polniſche Schulen angeſchloſſenen deutſchen Klaſſen. Die 
bloßen Sahlen ergeben aber noch kein klares Bild über den Umfang 
der. Gerſtörung, von der das deutſche Schulweſen tatſächlich heimgeſucht 
worden it und — wie eine ganze Reihe neuer Fälle aus der aller- 
jüngften Seit beweiſen — auch heute noch heimgeſucht wird. Außer dem 
Rückgang in der Sahl der Unterrichtsbetriebe iſt auch eine fortgeſetzte 
Schädigung des deutſchen Charakters der Vollesſchulen zu verzeichnen, 
die in der obigen Ueberjicht noch als deutſche Schulen angeführt ſind. 
Sunächft einmal ſtehen natürlich alle deutſchen Klaſſen, die an polnische 
Schulen angegliedert find, unter der ſtändigen und unmittelbaren Aufficht 
polniſcher Schulleiter; fie find in ihrem deutſchen Charakter durch fort- 
geſetzte Eingriffe dieſer faſt niemals deutſchfreundlich geſinnten Schul- 
leiter gefährdet; fie find zugunſten der polniſchen Klaſſen ſehr häufig 


bipſichtlich ihrer räumlichen Unterbringung, der zur Verfügung ſtehenden 
ſchuleigenen Lehrmittel, des Stundenplanes ufm. benachteiligt. Selbft 
dann wirkt ſich die Sugehörigkeit der deutſchen Klaſſen zu polniſchen 
Schulen in der Regel für den Unterrichtsbetrieb nachteilig aus, wenn 
in dieſen Klaſſen deutſche Lehrer unterrichten. Das aber ift in einer 
großen Anzahl dieſer Klaſſen ſchon ſeit langem nicht mehr der Fall. 
Vielmehr werden die deutſchen und meiſt evangeliſchen Kinder in immer 
ſteigendem Maße von nationalpolniſchen, katholiſchen Lehrern unter- 
richtet. Auch bei den ſelbſtändigen deutſchen Schulen iſt die Zahl .der 
deutſchen Lehrer und Schulleiter von Schuljahr zu Schuljahr zurück- 
gegangen, diejenige der polnifchen Kräfte dagegen entſprechend geſtiegen. 
So hat es unter den 240 öffentlichen deutſchen Schulbetrieben, die im 
Jahre 1931/32 beſtanden, bereits 33 Schulbetriebe gegeben, bei denen 
der deutſche Charakter des Unterrichts mehr oder weniger durchbrochen 
war. Im Jahre 1932/33 betrug die Sahl dieſer Schulen, die kaum noch 
die Bezeichnung als deutſche Unterrichtsbetriebe verdienen, 40 von 222. 
Im Jahre 1933/34 gab es unter insgefamt 200 Schulen nur noch 92, 
von denen man behaupten konnte, daß fie den Schülern einen deutichen 
Unterricht bieten. In den übrigen 108 Schulen, alſo in über der Hälfte 
der in obiger Aufftellung ols deutſch bezeichneten Schulen, war die 
deutſche Unterrichtsſprache bereits mehr oder weniger jugunſten der 
polniſchen Sprache zurückgedrängt worden. 

In einem geringen Ausmaße konnte der Verfall des öffentlichen 
deutſchen Schulweſens in Poſen und Pommerellen durch die Errichtung 
deutſcher privater Volksſchulen ausgeglichen werden. Aber — wie 
geſagt — nur in geringem Ausmaß. Ein von Jahr zu Jahr wachſender 
Teil der deutſchen Kinder der beiden Wojemodfchaften iſt gezwungen, 
in polniſche Schulen zu gehen. wo er entweder der Poloniſterung ver- 
fällt oder dem Unterricht nicht zu folgen vermag und damit in der 
geiſtigen Entwicklung in einem Maße zurückbleibt, daß er wenig Aus- 
ſicht hat, es im ſpäteren Leben zu etwas ju bringen. Was infolge der 
deutſchen Schulpolitik der polniſchen Behörden an aufbauenden Kräften 
unentwickelt bleibt und an menſchlichen Werten achtlos oder böswillig 
zerſtört wird, mag man aus folgender Ueberſicht entnehmen, die den 
Vomhundertſatz der deutſchen Kinder in Poſen und Pommerellen angibt, 
der infolge der fortſchreitenden Vernichtung des deutschen Schulweſens 
in rein polniſche Unterrichtsbetriebe umgeſchult werden mußte, wobei zu 
bemerken iſt, daß die angeführten Zahlen auf ſorgfältigen Erhebungen 
beruhen und nicht — wie das bei den entſprechenden Angaben der Polen 
für das polniſche Schulweſen in Deutſchland der Fall ift — auf phan- 
taſtiſchen Schätzungen aufgebaut ſind. Von der Geſamtzahl der in Poſen 


PPA 


und Pommerellen vorhandenen deutſchen Vollsſchüler 


1 n 1 gingen in 
eine polniſche Schule im Schuljahr 


1924/25 29,8 v. H. 1927/28 38,0 v. H. 1930/31 44.5 v. H. 
1925/26 33,4 v. H. 1928/29 41.8 v. H. 1931/32 47,1 v. H. 
1926/27 36.6 v. H. 1929/30 44.1 v. H. 1932/33 49,1 v. H. 

1933/34 50.7 v. H. 


Demnach war es im letzten Schuljahr 1933/34 nur noch knapp der 
Hälfte der deutſchen Volksſchüler in Poſen und Pommerellen vergönnt, 
eine ſelbſtändige deutſche Schule bzw. eine deutſche der polniſchen Schule 
angeſchloſſene Klaſſe zu beſuchen. Beſonders verheerend hat die polnische 
Schulpolitik in Pommerellen gewirkt. Dort mußten im letzten Schuljahr 
nahezu drei Viertel aller vorhandenen deutſchen Volksſchüler eine 
polniſche Schule bejuchen. Über die dortige Entwicklung gibt nach- 
ſtehende Überſicht Auskunft; von den deutschen Volksfchülern Pomme- 
rellens gingen in eine polniſche Schule im Schuljahr: 


1924/5 48.1 v. H. 1927/28 54 6 v. H. 1930/31 67.4 v. H. 
1925/26 53.0 v. H. 1928/29 62.5 v. H. 1931/32 71.2 v. H. 
5926/27 53.5 v. H. 1929/30 65.5 v. H. 1932/33 . 728 v. H. 

1933/34 72.1 v. H. 


Im Folgenden ſei der Stand des deutſchen Volksſchul⸗ 
wejens im Schuljahr 1933/34 in den Wojewodſchaf⸗ 
ten Pofen und Pommerellen im einzelnen dargeſtellt. Stich- 
tag für die Zählung iſt der J. Dezember 1933. 

ie oben gemachten Angaben über die Jahl und Art der deutſchen 
Unterrichtsbetriebe ſind durch einige ſpezielle Ziffern zu ergänzen; es 


gab im vergangen Schuljahr 
Selbftändige| Angegl. deut N poln. Schulen 
ſche Klaſſen eee blen mlt deutſchem 
(öffentlich) Sprachunterricht 
27 46 


öffentl.deut- 
ſche Schulen 
46 45 
9 27 


Gebiet 


Reg.⸗Bez. Pofen ... 
= Bromberg 
Pommerellen 


Pofen - Pommerellen 

Im Regierungsbezirk Pofen waren allo 73 öffent- 
liche deutſche Unterrichtsbetriebe (meift nur an polniſche Schulen an- 
geſchloſſene deutſche Klaffen) vorhanden. Bei 42 von diefen Unterrichts- 
betrieben war der deutſche Charakter durch teilweiſe Erteilung 
des Unterrichts in polniſcher Sprache und meift auch 
durch polniſche Lehrkräfte durchbrochen. Im Regierungs- 
bezirk Bromberg wurden 91 öffentliche deutsche Unterrichts 
betriebe gezählt, von denen 33 als keilweiſe polonifiert gelten mußten. 
Am ſchlimmſten ſteht es in dieſer Hinficht in der Wojewodſchaft Pom- 
merellen. Dort gab es überhaupt nur noch 9 ſelbſtändige öffentliche 
deutſche Schulen; und von den 36 öffentlichen deutſchen Unterrichts- 
betrieben, die insgeſamt vorhanden waren, wurde nur noch in 3 Schulen 
ausſchließlich in deutſcher Sprache unterrichtet. Alle übrigen waren 
bereits mehr oder weniger zur Anwendung der polniſchen Unterrichts- 
ſprache gezwungen worden. Deutſcher Sprachunterricht wurde in Pofen 
und Pommerellen in I jo polniſchen Volkesſchulen für die dort vor⸗ 
handenen deutſchen Kinder erteilt. Deutſche Kinder, die eine deutſche 
Schule nicht befuchen konnten, waren jedoch in nicht weniger als 1542 
polniſchen Schulen vorhanden. In 1432 polniſchen Schulen 
blieben alſo die dort eingeſchulten deutſchen Kinder 
ohne jeden Deutſchunterricht. 

Wie ſich die Serſtörung des deutſchen Volksſchulweſens auf die 
deutſchen Kinder ausgewirkt hat, läßt ſich aus den nachſtehenden über- 
ſichten entnehmen: 


R Geſamtzahl [Davon gehen in] und in private 
Gebiet der deutſchen deutſche öffentl.] deutſche Unter⸗ 
Volksſchüler | Unterrichtsbetr. | richtsbetriebe 


Reg.-Bez Poſen 12 639 4709 2063 
PR Bromberg. 6 165 1494 
Pommerellen 2555 642 


Pofen-Pommerellen . . . 

Von den vorhandenen 35 732 deuffchen Volksſchülern gingen aljo in 
öffentliche bzw. private deutſche Unterrichtsbetriebe 17 628 Kinder, alfo 
weniger als die Hälfte. 18 104 deutſche Kinder mußten polniſche Schulen 
befuchen. Von dem an diefen Schulen in geringem Maße erteilten 
Deutſchunterricht waren nur wenige von ihnen erfaßt, wie aus folgender 
überficht hervorgeht. 


4 Ohne jeden Von der Geſamt 
Gebiet Ei pernlfche, |deuefehen Unter-| chiterzaht And 
8 richt And in poln. Schulen 


Reg.-Bez. Pofen . 
2 Bromberg 
Pommerelle . 


46,41 v. H. 
34.16 v. H. 
72,10 v. H. 


Pofen-Pommerellen . 5 14753 50,67 v. H. 

In der vorjtehenden Tabelle verdient die zweite Zahlenteihe noch 
eine beſondere Betrachtung. Sie gibt die Zahl der deutſchen Kinder an, 
die in polniſche Schulen gehen müſſen und dort überhaupt keinen Deutfch- 
unterricht erhalten. Es ſind 14753. Demnach haben im vergangenen 
Schuljahr von den 18 104 zum Beſuch polniſcher Schulen gezwungenen 
deutſchen Kindern alſo nur 3351 Kinder Deutſchunterricht erhalten. 
Dabei ift zu bemerken, daß Deutſch als Unterrichtsfach für dieſe Kinder 


483 


22. 


zum größten Ceil nur in der Oberſtufe erteilt wird und daß im Stunden⸗ 
plan wöchentlich nur eine, zwei oder höchſtens vier Deutfchſtunden feſt⸗ 
geſetzt ſind. Es betrug die Sahl der deutſchen Volks 
ſchulkinder, die in den polniſchen Schulen Deutſch- 
unterricht erhielten 


Gebiet Wöchentlich Wöchentlich ee 


1 bis. 2 Stunden | 3 bis 4 Stunden 


Reg.-Bez. Pofen . 
„ Bromberg 
Pommerellen . 


An polnifchen 
Volkeſchulen 


An öffentlichen 
deutſchen Unter- | privaten Volks · 
richts betrleben ſchul 

63 


Reg.-Bez. Pofen . 6 
8 Bromberg 96 12 
Pommerelen . . .-. 2ı 10 


betriebe mit derjenigen der an ihnen tätigen deutſchen Lehrer, Jo läßt 


Reg.-Bez. Pofen . 11201 78 
er Bromberg 11215 374 44 


8 10 201 
32 617 


Pommerellen 


Pofen-Ponmerellen . 


Von den deutſchen Kindern, die in deutſche öffentliche Unter- 
richtsbetriebe gehen, ſind 


Unbeſchulte 
Optanten 


Polniſche Reiche deutſche 
Staatsangehöria.| u. Optanten 


4 650 58 

77 

187 

Pofen-Pommerellen . 322 


6088 
Von 125 deutſchen Kindern, die in deutſche private Volksſchulen 


2366 
Polniſche 
Staatsangehörige 


Geblet 


Reg.⸗Bez. Pofen . 
PN Bromberg 
Pommerellen 5 


Relchsdeutſche 
u. Optanten 


Reg.-Bez. Pofen 1977 
5 Bromberg. 1456 38 
Pommerellen . 534 108 


Pofen-Pommerellen . . 3967 232 


Von den deutfchen Volksfehulkindern, die in polniſche Schulen 
gehen müſſen, ſind 


Unbeſchulte 


Geblet Optanten 


Reg.⸗Bez. Poſen. 
2 Bromberg 


1 
Pommerellen 177 


Poſen-Pommerellen . 

Demnach gibt es in Poſen und Pommerellen (nach dem Stand vom 
1. Dez. 1933) insgeſamt 1359 deutſche Kinder, die nicht die polniſche 
Staatsangehörigkeit beſitzen, ſondern Neichsdeutſche bzw. Optanten Jind. 
Der größte Teil von ihnen, nämlich 805, muß polnifche Schulen beſuchen, 
nur etwa ein Sechſtel von ihnen kann deutſche Privatſchulen befuchen. 


— 


KT ee ee ee rn 


Gſtland⸗Woche. 


Deutſch⸗polniſche Preſſebeſprechungen. 


In Fortſetzung der deutſch-polniſchen Preſſebeſpre⸗ 
chungen, die im Februar d. J. in Verlin ſtattgefunden haben, ſind 
am 4. und 5. Oktober in Warfıhau auf Einladung der polniſchen 
Negierung Vertreter des Auswärtigen Amtes und des Neichs- 
ministeriums für Volksaufklärung und Propaganda mit Vertretern 
des polniſchen Miniſteriums des Außeren erneut zu einer Beſprechung 
zuſammengekommen. Das Auswärtige Amt war vertreten durch den 
Vortragenden Legationsrat Aſchmann und KRonful Schönberg, 
das Meichsminiſterium für Volksaufklärung und Propaganda durch 
Miniſterialrat Dr. Jahncke und Herrn Meyer-Heiden- 
bagen das polniſche Ministerium des Außeren durch den Direktor 
der Preſſeabteilung Priesmucki, Minifterialrat Czudo wiki 
und die Herren Wlodarkiewic; und Dr. Rrufzynfki; 
ferner war die polniſche Geſandtſchaft in Berlin durch Dr. Kirkien 
vertreten. Es wurde feſtgeſtellt, daß eine erfreuliche Beffe- 
rung in der öffentlichen Meinungsbildung beider 
Länder eingetreten iſt. Im Verlaufe der Erörterungen find die ver⸗ 
ſchiedenen Clemente der öffentlichen Meinungsbildung durchgefprochen 
worden. Es herrschte Übereinſtimmung darüber, daß auf den in Frage 
kommenden Gebieten weitere fruchtbare Arbeit zu leiſten iſt. 

In dieſem Zusammenhang ſind u. a. auch die Fragen der 
politiſchen, wiſfenſchaftlichen und zu Lehrzwecken 
beſtimmten Bücher zur Erörterung geſtellt worden. Darüber 
hinaus iſt beſprochen worden, wie ſich die Tätigkeit von Ver- 
einen und wie ſich öffentliche Veranſtaltungen auf die 
Meinungsbildung in beiden Ländern auswirken. Auch war man 
darüber einig, daß der rege Austauſch von Beſuchen zur 
Sörderung des gegenſeitigen Verſtändniſſes gedient hat. Insbeſondere 
wurde der Erfolg der wechſelſeitigen Journaliſtenreiſen mit Befriedi⸗ 
gung feſtgeſtellt. Beiderſeits ſtimmte man überein, auch fernerhin im 
Sinne der bisherigen Beſprechungen in ſtändiger Fühlung zu 
bleiben, um auf dem Gebiete der öffentlichen Meinungsbildung die 
Beziehungen auszubauen. Die nächfte Sufammenkunft wurde 
für das kommende Srühjahr in Berlin vorgefehen. 


Deutſch⸗voluiſche Wirtſchafts vereinbarung. 


Sn den letzten Wochen haben in Warſchau zwischen der deutſchen 
und der polniſchen Regierung Wirtſchaftsverhandlungen 
ſtattgefunden, die deutſcherſeits von dem deutſchen Geſandten von 
Moltke, polniſcherſeits von dem Direktor im polniſchen Handels- 
miniſterium, von Sokolomfki, geleitet wurden. Dieſe Verhand- 
lungen hatten eine Ausweitung des deutſch-polniſchen Warenaustauſches 
zum Siele. Sie haben am 6. Oktober zur Paraphierung einer 
Bereinbarung geführt. Die Grundlage der Verhandlungen bildeten 
die Beſprechungen zwiſchen Vertretern der deutſchen und der polnischen 
Landwirtſchaft, die im Frühjahr d. J. in Warſchau und Berlin ſtatt⸗ 
gefunden hatten und in denen die Möglichkeit des Bezuges beſtimmter 
polniſcher landwirtſchaftlicher Erzeugniſſe durch Deutſchland geprüft 
worden war. Während der jetzt geführten Wirtſchaftsverhandlungen 
ſtand die Frage der Gegenleiſtungen Polens auf dem 
Hebiete der Wareneinfuhr aus Deutſchland für die 
deutſche Bereitſchaft, polniſche land- und forjt- 
wirtſchaftliche Erzeugniffe, insbefondere Gänfe, 
Eier, Butter und Holz, abzunehmen, im Vordergrund. 
Dieſe Gegenleiſtungen umfaſſen eine Anzahl von Kontingenten für 
deutſche Induftrie- und Landwirtfchaftserzeugniffe, wobei durch die 
polniſche Regierung für einige dieſer Waren die meiſtbegünſtigten Vor⸗ 
tragszollſätze zugeſtanden werden. Deutſcherſeits iſt für Hoh die Meift- 
begünſtigung zugeſagt worden. . ; 

Um die Schwierigkeiten zu überwinden, die ſich aus der derzeitigen 
deutſchen Deviſenlage ergeben, iſt vereinbart worden, daß die 
Ein- und Ausfuhr der beiderseits in die Vereinbarung aufgenommenen 
Waren ſich auf dem Wege privater Verrechnung vollziehen 
foll. Auf polniſcher Seite wird die Abwicklung der Zahlungen durch 
die Polniſche Kompenſations⸗Handelsgeſellſchaft, 
auf deutſcher Seite durch die Deutſch-Polniſche Handels- 
kammer e. Breslau- Berlin vorgenommen werden. Durch 
die Entſendung eines Vertreters nach der Handelskammer nach 
Warſchau wird eine reibungsloſe Zuſammenarbeit der beiden Stellen 
ſichergeſtollt. 

Die Vereinbarung gilt für die Dauer eines Jahres. Sie 
dürfte Mitte Oktober in Kraft treten. Die Vereinbarung, die 
die Summe von 22 bis 23 Millionen Zloty umfaßt, bedeutet 
einen merklichen Fortschritt in der Entwicklung des deutfch-polnifchen 
Handelsverkehrs, da in ihr zum erften Male von ſeiten Polens Vertrags- 
zölle für einzelne Waren bewilligt worden find. Die deutſchen Waren, 
die auf Grund dieſer Vereinbarung nach Polen ausgeführt werden 
können, ſind in einer umfangreichen Liſte niedergelegt, aus der als 
wichtigſte genannt ſeien: Suchtvieh. Sämereien, Weine, 
Chemikalien, Metall-, Salalitb-, Glas- und kos- 
metiſche Waren. 


Polniſches Gymnaſium in Königsberg? 


Die Frage eines polniſchen Gumnaſiums in Oſtpreußen ift in der 
polniſchen Preſſe ſchon oft erörtert worden. Früher mehrfach unter— 


nommene Verfuche, ein ſolches Sumnaſium in Alfenftein zu gründen, 
verliefen im Sande. Jetzt iſt die Forderung von polniſcher Seite er- 
neut aufgeſtellt worden. Man ift ſich darüber einig, daß als Sitz eines 
polniſchen Gumnaſiums in Oftpreußen nicht Allenſtein oder irgendeine 
andere Mittel- oder Kleinſtadt der Provinz, ſondern am eheſten 
Königsberg in Betracht kommen könnte, falls jetzt überhaupt 
ernſtlich daran gedacht werden ſollte, den durch ihre ſtändige Wieder- 
holung keineswegs überzeugender gewordenen Behauptungen über die 
kulturellen „Notwendigkeiten“ der kleinen polniſchen Volksſplitter in 
Oltpreußen Rechnung zu tragen. Ein polniſches Gumnalium, gleich- 
gültig wo es befteht, ift ohne ortsfremde Schüler, die in In“ernaten 
untergebracht werden müſſen, nicht denkbar. Unter dieſen Umſtänden 
iſt nicht einzuſehen, warum die in Beuthen bereits beſtehende höhere 
polniſche Schule mit gumnaſialem Lehrplan, die durchaus nicht über— 
belegt ift, nicht ausreichen Joll. 


Schickſale deutſcher Schulen in Polen. 


Den deutſchen Eltern von Polajemo-Hauland war es mit 
Beginn des Schuljahres unterfagt worden, ihre Kinder weiterhin in die 
deutſche Schule in Sembitz zu ſchicken. Die Eltern haben 
gegen dieſe unbillige Maßnahme, durch die ihre Kinder gezwungen 
werden ſollen, eine polniſche Schule zu befuchen, energiſchen Proteft 
eingelegt. Ihr Einspruch hat bisher inſoweit Erfolg gehabt, als der 
Kreisſchulinſpektor bis zur endgültigen Regelung der Frage durch das 
Poſener Schulkuratorium verfügt hat, daß die betroffenen 
Kinder die deutſche Schule in Sembitz weiter 
beſuchen dürfen. 5 e 

Die rein deutſche Gemeinde Neuhütte (Kreis Kolmar) hatte vor 
Monaten beim Pofener Schulkuratorium die Anſtellung einer 
deutfeh-evangelifchen. Lehrkraft für ihre Schule be- 
antragt und auf dieſen Antrag die Mitteilung erhalten, daß zu Beginn 
des neuen Schuljahres die Wünſche der Eltern berückſichtigt werden 
ſollten. Dieſe Sufage ift jetzt jedoch von der polniſchen 
Behörde nicht eingehalten worden. Die Gemeinde Neu- 
hütte hat nicht nur keinen deutſchen Lehrer erhalten, 
londern die deutſche Unterrichtsſprache iſt jetzt 
fogar noch völlig durch die polniſche erfetzt 
worden. Das Schulkuratorium hat alſo die deutſchen Eltern durch 
ein allgemein gefaßtes Versprechen hingehalten und an der rechtzeitigen 
Einleitung weiterer Maßnahmen gegen die damals ſchon beabjichtigte 
und jetzt verwirklichte Polonifierung einer ausſchließlich von deutſchen 
Kindern bejuchten Schule gehindert. Die deutſchen Eltern werden es 
nicht unterlaſſen, die polniſchen Behörden darauf hinzuweiſen, daß es 
unter Ehrenmännern üblich iſt, gegebene Verſprechen ju halten. 


Der polniſch⸗tſchechiſche Konflikt. 


Am 1. Oktober kam es im tſchechiſchen Teil der Stadt Ceſchen 
zwiſchen polniſchen Handwerkern und tſchechiſchen Poliziſten zu einer 
Auseinanderſetzung, in deren Verlauf die tſchechiſchen Beamten gegen 
die Polen ſehr ſcharf vorgingen und ſie mit Summiknüppeln 
mißhandelten. Als drei polnische Poliziſten, die ſich beſuchsweiſe im 
üſchechiſchen Teil Ceſchens aufhielten, die Beamten auf das Unrecht 
mäßige ihres Vorgehens aufmerkſam machten wurden ſie verhaftet 
und auf dem Wege in das Gefängnis ſchwer mißhandelt. Auf Grund 
der Vorſtellungen des polniſchen Generalkonſuls in Mähriſch-Oſtrau 
wurden die polniſchen Beamten auf freien Fuß geſetzt, jedoch mit der 
Maßgabe, ſich täglich beim tſchechiſchen Polizeiamt in Teſthen zu 
melden. In Polen hat diefer Fall tſchechiſcher Gewalttätigkeit 
allgemeines Auffeben erregt und dem ſeit Monaten ſchwelenden 
Konflikt zwiſchen Warſchau und Prag neue Nahrung gegeben. Der 
Hauptvorſtand des Schleſiſchen Aufſtändiſchenderbandes, 
der Bezirk Schleſien der Polniſchen Militärorgauiſation 
und des Legionärverbandes veröffentlichten aus dieſem Anlaß 
eine Entſchließung, die ſich zwar von Hunderten ähnlicher Entſchlie⸗ 
ßungen die von dieſen Verbänden ſchon gefaßt worden find, nicht 
weſentlich unterſcheidet, aber immerhin erwähnt zu werden verdient: 
„Wir haben mit Entrüftung feltgeltellt, daß in Cſchechiſch-Teſchen 
die Polizei arundlos fünf Polen feſtgenommen und un menjc- 
lich gequält hat, indem fie fie auf dem Wege zum Gefängnis fehlug. 
Diele Tatjache geben wir mit Entrüftung zur öffentlichen 
Kenntnis. Wir erklären feierlich, daß jeder neue Sall diefer 
Art mit Jofortiger Vergeltung von ſeiten unferer Mit- 
glieder beantwortet wird, die nicht die Abſicht haben, tatenlos der 
Mißhandlung unſerer Landsleute auf ethnogra⸗ 
phiſch polniſcher Erde durch tſchechiſche Sendarmen zuzſehen. 


Unfere Behörden erſuchen wir, angeſichts der tſchechiſchen 
Barbarei ſofort Vergeltungs maßnahmen anzu- 
ordnen.“ 


Auch ein Jubiläum. 


Am 9. Oktober 1334, alfo vor 600 Jahren, erließ König 
Rafimir II. von Polen das Edikt, durch welches er den Juden 
erhebliche Sonderrechte in feinem Reiche ein 
räumte. Damals kamen Maſſen von Juden, vor allem aus dem 
ſüdweſtlichen Deutſchland, nach Polen. Es begann die Seſchichte 
des Oftjudentums Nit den deutſchen Bürgern, die der 


rer 


polnische König in großen Scharen und, mit weitgehenden Rechten 
ausgejtattet, ins Land jog, ſtrömten auch die Shettobewohner der 
deutſchen Städte nach Polen: Alit den chaf fenden Kräften kamen 
die raffenden Nutznießer ins Land. Die deutschen Schöpfer 
der Stadtekultur ſind als befruchtendes Element im Polentum unter- 
gegangen; das jüdiſche Clement aber, deſſen zer ſetzender Einfluß 
aul das Deutſchtum im altpolniſchen Reiche und deſſen Mitſchuld am 
Untergang diejes Reiches von einer jüdiſch beeinflußten Geſchichts⸗ 
forſchung noch nicht genügend geklärt worden it, bat lich durch die 
Jahrhunderte in Polen erhalten. Die Rechte, die Kaſimir d. Gr. den 
nach Polen einwandernden Juden einräumte, find im damaligen Europa 
wohl ohne Beispiel geweſen. Vas polnische Volk aber hat dieſe 
Toleranz dem afozialen und fremdrafſiſchen jüdifchen Elemente gegen- 
über im Laufe ſeiner ſpäteren Geſchichte ſehr teuer bezahlt. Kaum 
etwas anderes hat dem polniſchen Anſehen in der Welt Jo nachhaltig 
geſchadet wie die Tatjache, daß Polen das große Neſervoir des Oft- 
zudentums iſt. 


Der rechte Mann am rechten Platz.“ 


Über die bisherigen Leiſtungen des für die Veſitzungen des Sürft en 
von Pleß eingeſetzten Owangsverwalters berichtete die „Polonia“, 
das Platt Rorjantys, in Jarkajtifcher Form merkwürdige Dinge. Der 
Owangsberwalter, Viplomingenieur Kowallki, ſei offenbar „der 
rechte ellann am rechten Platz“. Er habe es in den wenigen Wochen 
Jeiner Tatigkeit bereits feruggebracht, anſtatt winnaymen fur 
den Steuerfiskus herauszuholen, dem Staatsſchatz 
jogar noch Ausgaben zu verur fachen. Mit den Aus- 
zahlungen an die Arbeiter der Betriebe ſtehe es ſchlechter als vorher. 
Ble veute ſeien ungeduldig geworden und hätten wiederholt Abordnungen 
zu Kowalſki gejchickt, um die Auszahlung der ihnen zuſtehenden Lohn- 
betrage zu erreichen, worauf dieler erklarte, daß er fur die von früher 
rückjtanoigen Vetrage nicht verantwortlich lei uno die laufen en vohne 
demnachſt auszahlen werde. Das habe die Arbeiter aber nicht befriedigt, 
jo daß jie in Belegſchaftsverſammlungen ſchon Otreikdrohungen 
erhoben hätten. Kowalſki habe darauf, um Gelder in die Hand zu be⸗ 
kommen, ſich um eine Anleihe bemüht und habe I Million Zloty 
mit Unterstützung des Generalſtaatsanwalts — auf deſſen Antrag be- 
kanntlich die Verhängung der Swangsverwaltung erfolgt iſt — von der 
Landeswirtſchaftsbank, alſo von einem staatlichen Institut, erhalten. 
Auf dieſe Weiſe ſei es zunächſt gelungen, die Stillegung der Betriebe, 
die wegen Alangels an Bargeld bereits drohte, zu verhindern. Das 
bedeute, daß der Staat von der Zwangsverwaltung einstweilen nicht nur 
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die geforderten Steuerbeträge nicht bekommt, ſondern noch zuzahle und, 
wenn es jo weitergehe, vorausſichtlich noch weitere Millionen werde 
zuzahlen müſſen. 


Schwierigkeiten im polniſchen Schulweſen. 


Der polniſche Lehrerverband hatte vor einiger Seit dem 
Ainijterprajidenten Rozlomjki und dem Unterrichtsminiſter Waclaw 
Jendrzeſewic; eine ODenkſchrift über die katastrophale 
Lage des geſamten Volksſchulweſens in Polen über- 
reicht und auf die Notwendigkeit durchgreifender Hilfe verwieſen. Die 
Antwort, die der Verband nunmehr vom Kultusmuniſter erhalten hat, 
iſt wenig ermutigend. Aus ihr geht hervor, daß in den Kegierungs- 
kreiſen weniger an einen Ausbau des Volksſchul⸗ 
weſens als vielmehr an defjen weiteren Abbau 
gedacht wird. Jendrzejewicz gibt zu, daß die Lage im Schulweſen 
unbefriedigend it, verweist zugleich aber darauf, daß mit Rücklicht auf 
die Sinanzlage gewiſſe unerfreuliche Maßnahmen im Unterrichtsweſen 
nicht zu vermeiden ſein werden. Die Lehrerschaft hatte in ihrer Eingabe 
jeſtgeſtellt, daß in Polen zur Seit für eine befriedigende Durchführung 
des Volkesſchulunterrichts etwa Jo ooo Lehrer zu wenig vorhanden ſind. 
inijterpräjident Kozlowſki, bei dem eine Delegation der Lehrerſchaft 
vorſtellig wurde, hat die Beſchwerden zwar gleichfalls als berechtigt 
anerkannt, zugleich aber zu erkennen gegeben, daß an eine Ver- 
mehrung der Lehrkräfte und Schulen nicht zu denken 
jei, ſondern daß es ſchon ſchwierig ſein werde, das Schulweſen auf 
jeinem gegenwärtigen, zugegebenermaßen unbefriedigenden Stande ju 
halten. Um nicht einen weiteren Rückgang der zur Seit vorhandenen 
Lehrer und Schulbetriebe eintreten zu laſſen, ſei von der Regierung 
die Einführung eines kleinen, aber ſtändigen Schul- 
geldes geplant. Weiter werde an eine Umgeſtaltung der 
jiebenklaſſigen in vierklaſſige Schulen gedacht. Demnach 
iſt alſo nicht nur ein weitgehender Abbau des Volksſchulweſens geplant, 
jondern darüber hinaus Joll auch noch der in allen Ländern übliche 
Grundſatz des freien Volksſchulbeſuches aufgegeben werden. Für weite 
Teile der verarmten Bevölkerung ſoll eine neue finanzielle Belaſtung 
bei gleichzeitiger Herabjezung der Schulleistungen eingeführt werden. 
Der vom Lehrerverband eingereichte Vorjchlag einer bejonderen Schul— 
anleihe iſt vom Miniſterpräſidenten abgelehnt worden. „Vie Delegation“, 
Jo ſchreibt ein polniſches Blatt, „hat den Miniſterpräſidenten mit großer 
Beſorgnis um das Schickſal der Volksſchule verlajjen, da lie anderer 
Meinung iſt als Kozlomfki, der jagte, daß Polen infolge der 
beabſichtigten Anderungen im Shulwefeunrfbtein- 
ſtürjen werde“. 


Die Lage des Polentums in Oſtgalizien wird trotz 
der dort von der Regierung angewandten Energie von wirklichen Sach- 
kennern immer wieder recht peſlimiſtiſch beurteilt. 

Oer konſervative Krakauer „Cas“ wendet ſich in einem Aufſehen 
erregenden Artikel gegen die bisherige Linie der amtlichen Politik in 
Ostgalizien, die ihm nicht eindeutig genug zu fein Icheint und führt u. a. 
aus, daß von elner Poloniflerung diefes Landes über- 
haupt nicht die Rede ſein könne. Im Gegenteil ſeien An- 
zeichen vorhanden, daß das polniſche Clement dort zurück 
gehe und daß in mehr als einem Dorf die polniſchen Bauern der 
Nutheniſierung unterliegen. Der Verfall des Großgrund⸗ 
beſitzes in Oltgalizien beraube das Polentum dort einer feiner 
ſtärkſten hiſtoriſchen, Jozialen und wirtſchaftlichen Grundlagen. Die 
Parzellierung vermehre praktiſch ſtändig den Bodenbeſitz, der ſich in 
ukrainiſchen Händen befindet und vermindere das polniſche 
Bodeneigentum, Auch die bedeutende Vermehrung der Sahl der 
Beamten uno der Polizei könne den früheren Einfluß und die Arbeit 
der alten ländlichen Grundbeſitzer nicht erſetzen, zu denen die örtliche 
Bevölkerung ein viel näheres Verhältnis hatte, als zur Bürokratie. 

Wenn diele Ausführungen auch deutlich von dem öntereſſe des pol⸗ 
niſchen Großgrundbeſitzes diktiert ſind, Jo wird man ihnen die Begrün- 
dung in den Catjarhen doch nicht ganz abſprechen können. Bedeutjamer 
aber ſind noch weitere Bemerkungen dieſes Tegierungsfreundlichen 
Blattes, die lich gegen die jetzige Verwaltungs methode 
in dieſem national gemischten Gebiete richten. Darüber heißt es u. a. 
wörtlich: „Man kann nicht von irgendeiner Politik ſprechen, welche die 
Verſöhnung der rutheniſchen Bevölkerung mit der Idee der Gemein- 
Schaft mit Polen beabsichtige. Die Negierungsmethoden find aus- 
geſ pro ch en polizeilich. „Die ukrainische Jugend findet keinerlei 
Ausweg für ihre Energie und ihren Arbeitswillen. Nach Abſchluß der 
Studien vermehrt ſie die Reihen der Unzufriedenen und Enttäufchten. 
Schlimmer ift es noch, daß die Caktik der Behörden nicht 
einheitlich iſt. Sie hängt von der Perſönlichkeit der einzelnen 
Wojewoden oder ſogar Staroſten ab. In dem einen Bezirk baut der 
ſtaatliche Arbeitsfonds eine ukrainifche Schule als Palaſt aus, worin 
man nur eine merkwürdige Art der Bekämpfung der Arbeitsloſigkeit 
jehen kann, im Nachbarbezirk aber verhängt der Staroſt Geldſtrafen 
von einigen hundert Sloty ſogar für Kirchenprozeſſionen, bei denen 
ukrainijche Lieder geſungen werden. Eine d erartige Zickyark- 
Politik kann niemanden befriedigen und keine 
Relultate bringen, Weder poloniſiert ſie Galizien, noch heilt 
fie die alten Wunden des Mißtrauens in den polniſch-ukrainiſchen Ve- 
ziehungen.“ Die Ausführungen des konjervativen Blattes haben ein leb- 


Die Ukrainer in Polen. 


haftes Scho auch in anderen Warſchauer Seitungen gefunden und man 
wird erwarten dürfen, daß ſich die Diskuſſton über die Nationalitäten- 
politik — allerdings nur im Olten des Landes — von neuem belebt. 

* 


„Offen geſagt, wir haben durch die Kündigung der Traktate durch 
Polen nicht viel verloren; denn unſere an den Völkerbund 
gerichteten Beſchwerden haben unſere Lage ohnehin nicht zum Beſſeren 
gewendet. Die einheitliche Kündigung eines der grundſätzlichen 
Punkte des Verſailler Craktats bewegt ſich auf der Linie 
unferer Beſtrebungen zur Neviſion des ganzen 
Verfailler Craktats, in dem auch das gegenwärtige Geſchick 
unſeres Volkes entſchieden wurde.“ So hat die Wochenſchrift 
„Swoboda. das offizielle Organ der „Undo“, der Ukrainiſchen 
Nationaldemokratiſchen Partei, zu dem polniſchen Vorſtoß in der 
Genfer „Minderheitenfrage“ Stellung genommen. Andererſeits ijt 
jedoch bald, nachdem Oberſt Beck in Genf feine entscheidende Erklärung 
abgegeben hatte, von den parlamentariſchen. Vertretern aller ukraini⸗ 
ſchen Parteien in Polen einſtimmig der Beſchluß gefaßt worden, daß 
ſich die Ukrainer nach wie vor mit ihren Beſchwerden 
nach Senf wenden werden. Dieſen ſelben Standpunkt haben am 
17. September auch noch einmal Frau Rudnicka und Oſtap Luc Ki, 
zwei in der europäifchen Nationalitätenbewegung bekannte ubrainiſche 
Perſönlichkeiten, in einem dem Schweizer „Tag“ gewährten Interview 
unterftrichen: „Da unfere Lage auf allen Lebensgebieten ſich in keiner 
Beziehung gebeſſert hat, können wir auch in Zukunft auf unſer gutes 
Recht, den Völkerbund in Anfpruch zu nehmen, nicht verzichten.“ 
Diefe verſchiedenen Äußerungen ſcheinen einander zu widerſprechen. 
Doch handelt es ſich dabei wohl nur um eine verfchiedene 
Auslegung der taktiſchen Möglichkeiten, die fich 
für die ukrainiſche Volksgruppe aus dem polni- 
ſchen Vorgehen ergeben. Einerjeits wird auf die revijio- 
niſtiſche Cendenz der polnischen Erklärung verwieſen, da ſich aus ihr 
ſehr wohl gemilfe reolſioniſtiſche Forderungen der ukrainiſchen Volks 
gruppe ableiten laſſen. Andererſeits wird aber auch feſtgeſtellt, daß das 
Petitionsrecht der Ukrainer gegenüber dem Völkerbund durch die Er- 
klärung des Oberſten Beck grundſätzlich keinerlei Einbuße erleidet. 
Danach wird man den ſcheinbaren Widerſpruch, der zwiſchen den er- 
wähnten Äußerungen beſteht, wohl jo zu verſtehen haben, daß die 
Ukrainer jede ſich bietende Gelegenheit, ihre 
Anſprüche gegen Polen anfumelden, benutzen, daß 
ſie das eine tun und das andere nicht laſſen werden, — ſofern ſich ihnen 
hierzu eine Möglichkeit bietet. 
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Der Parteitag der Jungdeutſchen Partei. 


Am 30. September fand in Königshütte (Oft-O.-5.) der Partei- 
tag der Jung deutſchen Partei für Polen ſtatt. Is 
eine politiſche Willenskundgebung des Deutſchtums aller Teile des 
polniſchen Staates verdient dieſer Parteitag eine ſtärkere Beachtung, 
als es die Prejleorgane der von ihrer früher jo geduldigen Gefolg- 
Schaft verlaffenen Syftemführer zujugeben geneigt find, Von den 
Reden, die auf der von etwa 4000 Beutſchen beſuchten großen Rund- 
gebung gehalten wurden, ſeien im folgenden die erwähnt, die ſich mit 
be 1755 des Deutſchtums in Kongreßpolen bzw. in Pofen-Pommerellen 
efaßten. 

Der \ Beauftragte der Jungdeutſchen Partei für Kongreßpolen, 
Dr. Hünzel- Lodz, ſprach über die politiſche Struktur 
des kongreßpolniſchen und insbeſondere des Lodzer 
Deutſchtums. Für das dortige Deutſchtum gilt dasselbe wie für 
dasjenige in Poſen-Pommerellen und in Oſtoberſchleſien: Man kann die 
Joziale, politiſche und weltanſchauliche Situation, in der es ſich befindet, 
nur dann richtig charakterifieren, wenn man ſich nicht ſcheut, die 
Mängel der Denkgewohnheiten und Arbeitsmethoden zu krritiſieren, 
in denen die alten Führer dieſes Deutſchtums erſtarrt find. Es iſt 
notwendig, die chäden aufzudecken, wenn man 
Jie beſeitigen will. Was Dr. Günzel über das ſtädtiſche 
Deutſchtum in Kongreßpolen zu ſagen hatte, iſt gewiß für viele hart 
und unerfreulich geweſen. Aber wenn er das Saule und Entartete 
schonungslos aufgezeigt hat, fo nur, um das Gefunde und Entwicklungs- 
fähige um ſo ſtärker hervortreten zu laſſen und um auf die lohnenden 
Anſatzpunkte der von der Erneuerungsbewegung auch in diefem Teile 
Polens zu leiſtenden volkspolitiſchen Arbeit um jo deutlicher hinweiſen 
zu können. Eine volkspolitiſche Arbeit, die ſich auf 
alle Schichten des Deutſchtums in Kongreßpolen 
gleichmäßig erjtrekt, hat es bisher kaum gegeben. 
Ein erfolgreicher Verſuch, die tiefe Kluft, die das ſtädtiſche von dem 
ländlichen und das bürgerliche von dem proletariſchen Deutſchtum 
trennt, zu überbrücken, wurde bisher kaum unternommen. 

Die Nachkommen der deutſchen Induſtriepioniere, 
die während des ganzen vorigen Jahrhunderts das kongreßpolniſche 
Wirtschaftsleben entſcheidend befruchtet und vor allem die dortige 
Cextilinduſtrie aufgebaut haben, ſind heute zum weitaus größten Teil 
poloniſiert. Sie haben niemals volkspolitiſch gedacht, Jondern jie 
kamen ddrthin und blieben dort, um zu verdienen. Sie waren 
erfolgreiche Kapitaliſten, aber unfähig zu völ- 
kiſcher Führung. Sie ließen es zu, daß die Maſſe der gelernten 
deutſchen Arbeiter, Handwerker und anderen Mitteljtändler 
5 heimatlos — unter den volkstumsfeindlichen Einfluß 
marxiſtiſcher Klaſſenkämpfer geriet. Vermochte ſich das Deutſchtum 
in Kongreßpolen auf wirtjchaftlichem Gebiete, wo es ſtändig unter der 
belebenden Wirkung des Konkurrenzkampfes ſtand, noch einigermaßen 
zu halten, Jo mußte es, weil es nicht geſchichtlich und 
volkspolitifch zu denken vermochte und in feiner wirt- 
schaftlich führenden Schicht keine volksverbundene, kämpferiſche Füh⸗ 
rung beſaß, auf geiſtigem Gebiete verſagen. Dr. Günzel 
hat dieſe Entwicklung ganz richtig beschrieben, wenn er in ſeiner Rede 
u. a. folgendes ſagte: 

„Die Söhne der deutſchen Induſtriekapitäne wurden zwar 
zur Fortbildung ins Ausland geſchickt, fie lernten in Moskau, in 
Paris, in London oder in Brüffel, Jogar in Warſchau, — nur nach 
Deutſchland gingen wenige. Bald waren dieſe Menschen im inter- 
nationalen Hotel beſſer als in ihrer Geburtsſtadt zu Haufe. Dieſe 
Internationalität behagte ihnen mehr als die geiſtig regloſe Luft in 
Lodz: damals begann ſchon der erſte Abfall vom Volkstum. Die 
Meiſter und Handwerker gaben ihre Söhne auf die Volks- 
ſchule oder dann, aber erſt viel ſpäter, in das Deutſche Symnaſium. 
Meistens genügten zwei Volksſchulſtufen oder für anſpruchsvollere ein 
paar Klaſſen des Gymnafiums. Das reichte für die Vorkriegszeit noch 
einigermaßen aus, denn der Nuſſe duldete eher die Ausbildung der 
deutſchen Einwanderer als die der einheimiſchen Polen. Langſam, aber 
deſto ſicherer vollzog ſich der Kulturniedergang unter den kongreß- 
polniſchen Deutſchen. Suerſt verſchandelte man das Heiligtum eines 
jeden Volkes: die Sprachel Es entſtand kein herzerfriſchender 
Dialekt, ſondern eine unglaubliche Verzerrung des 
Deutſchen, die noch heute gedeiht. Danebenher verflachte der 
Sefchmack: die Operette verdrängte das Schaufpiel, von deutschen 
Klaſſikern gar nicht zu reden. Der Sprachveredlungsquell, die Bühne, 
wurde zu einem Tummelplatz für ein ſchnoddriges Berlinern und für 
ein verkitſchtes Wienern. Das kann man ſich leiſten, wenn man im 
Reiche oder in Öfterreich ſitzt, wenn man noch andere Werte der 
völkiſchen Kultur ſtündlich und täglich aufnehmen kann. Nur die 
Kirchen unternahmen es noch, gute, edle Muſik deutſcher Conſetzer 
zu pflegen. Die Kirchengeſangvereine brachten das Volkslied noch zu 
Gehör, ſonſt war und blieb es traurig beſtellt um deutſches Lied- und 
Mufikgut im mittleren Polen.“ 

„Erſt jetzt,“ jo fuhr Dr. Günzel dann fort, „beginnt es ſich in Lodz 
und Umgebung zu regen. Die Jugend will nicht mehr! Die 
deutſche Jugend in Kongreßpolen rebelliert 
gegen die völkiſche Verkalkung. Die Jugend, die aus 
den bürgerlich-liberalen Kreifen ftammt, aber dem faden 
Liberalismus und ſeiner Doktrin den Rücken kehrt, ihr Herz dem 
deutſchen Sozialismus der Cat, der Volksgemeinſchaft und der Gegen- 


ſeitigkeit öffnet! Daneben, aber bereits in gleichem Schritt und Tritt, 
marſchiert die Arbeiterjugend, die auch erkannt hat, daß das 
Volkstum heiliges Gut ijt, das verteidigt werden muß, wenn es 
jemanden gelüjten ſollte, es anzugreifen... Das erfreulichſte 
aber ift, daß die ſtädtſſche Jugend den Weg zum 
Bauern in die deutſchen Dörfer findet. Der deutſche 
Bauer in Kongreßpolen iſt eines der Muſterbeiſpiele für völkifche 
Treue. Konſervativ, der Scholle ergeben, ergeben auch dem gefunden 
Geiste der Vorväter, iſt der Bauer ein Sinnbild deutscher Unvermwüft- 
barkeit. Aber wie hat man dem Bauern bisher dieſe Treue gedankt?! 
Er wird nicht ſuſtematiſch bearbeitet, geſchult oder geiſtig betreut. Es 
wird ihm nur immer gejagt, er müjfe feinem Volkstum treu bleiben, 
durchhalten und wach ſein. Wie er es machen foll, das wird ihm 
nicht gezeigt. Es wird keine Verbindung zwiſchen dem Bauern und 
Städter hergeſtellt. So iſt es möglich, daß ganze deutſche Bauerndörfer 
während der Sommermonate fremdvölkiſche und andersraſſige Clemente 
zur Sommerfrische beherbergen, anſtatt daß der deutſche Bürger den 
deutſchen Bauern unterſtützt. Der deutſche Arbeiter hat noch immer 
Wahnvorſtellungen von dem Reichtum des bäuerlichen Volksgenoſſen. 
der Bauer ſieht noch immer in dem ſtädtiſchen Arbeiter den Kommu- 
niften, der ihm das Eigentum rauben möchte ...“ 


Starke Beachtung verdient auch der Bericht, den Schul!- Woll- 
ftein über die Entwicklung der deutſchen Erneuerungsbewegung in 
Poſen und Pommerellen vor dem Parteitag erſtattet hat. 
Der Redner führte u. a. aus: 

„Wenn die alte Deutſchtumsführung dieſes Gebietes Jahre hin- 
durch die Gründung einer politiſchen Organijation für überflüffig ge- 
halten und es beſtritten hat, daß auch nur das Bedürfnis für eine 
ſolche vorhanden ſei, Jo gibt die Tatsache, daß uns in wenigen 
Monaten der Propaganda mehr als 13000 Mit- 
glieder zugeſtrömt find, eine eindeutige Antwort hierauf. 
Wenn man nun fragt, wie diefer einzigartige Siegeslauf zu erklären 
iſt, Jo iſt dieſe Erklärung natürlich nicht in einem Satz zu geben. 
Sicher iſt aber, daß unſere Gegner lügen, wenn ſie behaupten, die 
meiſten Mitglieder ſeien nur eingetreten, weil Jie gehofft hätten, in 
der J. D. P. niedrigere Sinſen oder gar Streichung ihrer Schulden 
zu erreichen. Solche Vergünſtigungen kann auch heute noch die alte 
Führung eher geben als die Jungdeutſche Partei. Aber gern Joll zu 
gegeben werden, daß die wirtſchaftliche Verelendung, die nicht nur 
durch die allgemeine Kriſe, ſondern ebenſo durch unzulängliche Maß- 
nahmen der Wirtſchaftsführung verurjacht war, einen Teil der tief. 
gehenden Unzufriedenheit verurſacht hat, die den erſten Nährboden 
für jede revolutionäre Bewegung abgibt. Wir ſtehen auf dem Stand- 
punkt, daß hier von der alten Führung ſchwerwiegende 
Fehler gemacht worden find und daß es notwendig iſt, unſer 
wirtſchaftliches Denken neu zu formen und es völkifchen Geſichtspunkten 
unterzuordnen. . . Doch war zweifellos die Wirtſchaftsverbitterung 
nicht die einzige und nicht die ſtärkſte Wegbereiterin unferer Idee. Ich 
habe ſtets mit Leidenſchaft beſtritten, daß Wirt- 
ſchaftsorganiſationen — und mögen fie noch Jo gut 
organijiert ſein — Menſchen zu einem Volk for- 
men, einem Volk Sielſetzung und Lebensinhalt 
fein können. Die Inflation und die darauf folgende Konjunktur 
konnte be Eindruck erwecken, das egoiſtiſche Streben konnte eine 
Seitlang über die innere Leere hinwegtäufſchen. Dann aber mußte der 
Hunger des Herzens durchbrechen. Der Hunger nach 
einem Sinn der Arbeit, der Hunger danach, eingeſpannt zu 
ſein in das Leben und die Aufgabe eines ganzen Volkes. Die Sehn- 
Jucht, dieſem Volke verpflichtet zu ſein mit allem, was man ift und 
leiſtet, auf dieſes Volk Jtolz ſein zu dürfen, mit ihm bewußt leiden, 
aber auch mit ihm bewußt emporjtreben zu können. Jahre hin⸗ 
durch konnten Nadfahrvereine oder billige Ver- 
gnügen oder Stumpfjinn das Leben unferer Jugend 
auf dem Lande regulieren, — dann aber mußte die Sehn⸗ 
ſucht durchbrechen, mehr ju fein als Arbeitstier, die Sehnſucht, ein 
vollwertiges Glied ale Volkes zu werden. Auch die, die heute 
noch abjeits ſtehen oder uns feindſelig geſinnt find, klagten damals 
über Gleichgültigkeit und Stumpfſinn. Aber als dann die Jungen 
an Jahren und die Jungen im Herzen aufwachten und 
zu kritiſieren und zu fordern wagten, da machten ſie uns Kommunismus, 
Unreife, Eroßſprecherei und dergleichen zum Vorwurf. Und fo kam 
es zum politiſchen. Kampf.. Der Kampf hat in Poſen und 
Pommerellen zu erfreulichen Erfolgen geführt. In 150 Orts- 
gruppen find mehr als 13000 Volksgenoſſen 
organifiert. Noch find die einzelnen Kreiſe der Wojewo . ſchaften 
ſehr verſchieden erfaßt, aber unaufhaltſam wächſt die Bewegung und 
gewinnt immer weiter an Boden. 


„Wir haben vor einigen Wochen den öffentlichen Kampf auf Grund 
einer Vereinbarung eingeſtellt und haben die Werbearbeit für 
unjere Sdee in die Kameradſchafts- und Bildungs- 
abende verlegt; das war gut fo, denn es wäre unmöglich 
geweſen, im Tempo des ununterbrochenen Kampfes die nötige Siebung 
und Schulung der Parteigenoſſen vorzunehmen. Die Parteigenoſſen 
haben in dieſen Wochen muſterhafte Difizplin gehalten, obwohl es ihnen 
manchmal recht ſchwer gemacht wurde durch wirtſchaftliche 
Swangsmaßnahmen, Boykott und Entlafjung Wir 
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verlangen und erwarten, daß mit dieſen Methoden Schluß gemacht wird, 
dann werden wir auch weiter Difziplin halten, auch jetzt, wo nach der 
Genehmigung der „Heutſchen Vereinigung“ für Pofen. und 
Pommerellen manchem die Lage ſchwierig geworden zu ſein ſcheint. 
Die Aufgabe, die der „Volksbund“ in Oſtoberſchleſien zu erfüllen hat, 
fällt in Poſen-Pommerellen der „Vereinigung“ zu. Sie ſoll jeden, 
auch den gleichgültigſten Deutſchen in ihre Reihen aufnehmen, aber 
wir ſollen und müſſen in ihr entscheidenden Einfluß und damit die 
wirkliche Führung in unſerer Volksgruppe ge- 
winnen .. . In der Erziehung und Schulung der deutſchen 
Volksgenoſſen ſehen wir die größte Aufgabe unſerer Bewegung. 

Kaum in einer anderen Volksgruppe wird der völkifche Teil unjeres 
Programms unter Jo verſchiedenartigen Verhältniſſen mit Gruppen, die 
ſich jo auseinandergelebt haben wie unjere deutſchen Gruppen in Polen, 
durchgeführt werden müſſen. Und wenn ſchon jemand für den Jozialijti- 
ſchen Teil unſeres Programms kein Verſtändnis aufbringt, jo muß er 
doch wohl einſehen, daß die Aufgabe, die Deutſchen in ganz. Polen zu 
gegenſeitigem Verſtehen und, wenn dies erreicht iſt, zu gemeinſamer 
Arbeit und zu gegenfeitiger Verantwortung ju erziehen, doch einmal 
begonnen werden muß und daß dieſe Aufgabe nicht durch 


Ceilorganiſationen in den einzelnen Teilgebieten 
gelöſt werden kann, fondern nur durch eine Be⸗ 
wegung, die alle Teile des Staates erfaßt. Daß diefe 
Bewegung dabei den verantwortlich Beauftragten der einzelnen Teil- 
gebiete für ihre ſo verſchiedenartigen Aufgaben die größten Freiheiten 
gewähren wird, ift ſelbſtoerſtändlich, — aber ein gemeinſames 
Siel, eine gemeinfame Grundanſchauung, ein ge⸗ 
meinſamer Glaube muß den wolhyniſchen Kätner, den 
Lodzer oder oberſchleſiſchen Induſtriearbeiler wie den großpolniſchen 
Bauern, muß Handel und Handwerk, freie Berufe und Grundbeſitz 
untereinander verbinden, muß fie alle verbinden in der gemeinsamen 
Aufgabe, dem Geſamtvolk treu zu ſein in jeder Lebenslage, auf dieſe 
Treue aufgebaut am Staat mitzuarbeiten und ſich die Achtung auch 
des Staatsvolkes zu erringen. Fehlt dieſes gemeinſame Bewußtſein, 
jo werden wir nie hier in Polen zu einer Volksgruppe zufammen- 
wachſen und erſt recht nicht die größere Aufgabe mit allen Deutjchen 
in aller Welt mitlöſen helfen, endlich ein Volk zu werden, 
das lich ſeiner Aufgabe bewußt iſt, unbeſchadet 
der Treue, die jede Gruppe dem Staat ſchuldet, in 
deſſen Grenzen ſie lebt.“ 


Litauen iſt beleidigt. 


Die litauiſche Preſſe hat auf die von Schulrat Meyer, dem 
Vizepräſidenten des Memellandtages, den Signatarmächten überreichte 
Denkfehrift jehr ſauer reagiert. Sie ergeht ſich in Beschimpfungen und 
perſönlichen Verunglimpfungen dieſes alten Vorkämpfers der memel- 
ländischen Selbſtverwaltung. Auch die in Nr. 40 des „Oſtland“ ver- 
öffentlichte Denkschrift des bekannten engliſchen Rechtsanwaltes Sir 
Lawrence hat die Litauer in beträchiliche Erregung verſetzt. Es iſt 
ihnen erklärlicherweife ſehr peinlich, daß ihre fortgeſetzten Nechtsbrüche 
und die brutale Entdeutſchungspolitik durch dieſe Schriftſtücke vor der 
internationalen Öffentlichkeit an den Pranger geſtellt worden iſt. 
Schulrat Meyer hat in einer Unterredung mit einem Vertreter des 
Deutſchen Nachrichlenbüros zu der litauiſchen Hetzkampagne gegen ihn 
und Sir Lawrence in folgender Weiſe Stellung genommen: 

„Wenn die litauiſche Celegraphenagentur glaubt, die 
den Unterzeichnermächten des Memelabkommens in Genf überreichte 
Beſchwerde mit der Aufftellung von Unwahrheiten und perJönlichen 
Verunglimpfungen abtun zu können, Jo ijt das der Jchlagendfte Beweis 
dafür, wie berechtigt meine Beſchwerde geweſen iſt. Ich habe es nicht 
nötig gehabt, mit Lügen und Verleumdungen zu arbeiten. 
Das umfangreiche tatfächliche Beſchwerdematerial ſpricht für ſich. 
Die Beſchwerde ſoll nicht dazu dienen, die litauiſche Regierung zu 
verunglimpfen, jondern die international garantierten Nechte der 
Memelländer zu verteidigen. Ich ſchätze die Unterzeichnermächte auch 
nicht Jo ein, daß ſie ſich auf Lügen und Verleumdungen einlafſen werden. 
Außerdem ift die Meldung der litauiſchen Tele- 
graphenagentur den Beweis dafür schuldig ge- 
blieben, worin die Lügen und Verleumdungen 
eigentlich beſtehen sollen. 

Wenn in der litauiſchen Meldung dagegen geſagt wird, daß es 
Catſache Jei, daß Meyer Jich durch die Flucht der litauiſchen Gerichts⸗ 
barkeit entzogen und ſich in Deutſchland eingerichtet habe, ſo iſt das 
eine Unwahrheit. 9 
gebiets und beim Magiſtrat der Stadt Memel einen Krankheits- 
urlaub vom 17. Mai bis 1. Juli d. J. nachgeſucht und ihn 
bewilligt erhalten hatte, bin ich am 17. Mai mit einemordnungs- 
mäßigen litauiſchen Bifumin die Serien gefahren. 
Noch vor Ablauf des Urlaubs wurde ich — wie ich das auth in der 
Beſchwerde angegeben habe — in Beutſchland durch die 
litauiſchen Umwälzungen im Memelgebiet über 
raſcht und zum J. Juli d. J. meines Amtes als Stadtſchulrat und 
ſpäter auch als Stadtbüchereidirektor der Stadt Memel wider⸗ 
rechtlich enthoben. Dazu kam, daß mir aus Kreiſen, die 
dem litauiſchen Houderneur nahe ſtehen, zuverläſſig 
mitgeteilt wurde, daß bei der politiſchen Polizei ein 
Haftbefehl gegen mich vorlag, und daß ich beim Übertritt 
über die Grenze verhaftet werden würde. Mein Gewährsmann hat den 
Haftbefehl im Büro der politiſchen Polizei felbſt geſehen. Es ift be⸗ 
kannt, daß ich ſchon einmal im Jahre 1932 unſchuldig 
verhaftet worden bin und viele Wochen lang im Ge- 
fängnis feſtgehalten wurde. 

Da es allen führenden Memelländern im Gebiet ſelbſt durch 
Stellung unter Polizeiaufficht oder Verhaftung unmöglich gemacht iſt, 
von dem Beſchwerde recht Gebrauch zu machen und dies auch 
durch das litauiſche Staatsſchutzgeſetz bedroht iſt, 
babe ich es für meine Pflicht gehalten, mir außerhalb des Memel- 
gebiets die Möglichkeit zu ſichern, die Unterzeichnermächte des Memel- 
abkommens auf dem legalen Wege der Beſchwerde auf die ſeit dem 
28. Juni d. J. eingetretene unhaltbare Lage im Memelgebiet aufmerk- 
ſam zu machen. Ich habe mich auch keineswegs ‚in Deutſchland ein- 
gerichtet. Meine Samilie iſt vielmehr zerſtreut bei Verwandten 
untergebracht. Außerdem ift es mir neu, daß ich nicht mehr Vize⸗ 
präfident des Memelländiſchen Landtages ſein ſoll; 
won einer Entziehung meines Mandats habe ich nichts gehört; e 
wenig iſt im Landtag ein Erjatmann für mich nachgerückt. Das ijt der 
tatjächliche Sachverhalt. Ich überlaſſe es der Öffentlichkeit, ſich über 
die Meldung der litauiſchen Celegraphenagentur ein Urteil zu bilden.“ 


Nachdem ich beim Direktorium des Memel⸗ 


220 deutſche Angeſlellle entlaſſen. 


Am J. Oktober wurden wiederum zahlreiche deutſche Angeſtellte der 
oſtoberſchleſiſchen Schwerinduſtrie entlaſſen bzw. gekündigt. Etwa 140 
deutſche Angeſtellte der Gieſche, der Intereſſen⸗ 
gemeinſchaft und der S. A. G., denen ein Vierteljahr vorher 
gekündigt worden war, haben mit dem 1. Oktober ihre 
Arbeitsſtelle verloren. örgendeine Ausſicht, in einem 
anderen Betriebe — und ſei es auch zu ſchlechteren Bedingungen — 
wieder unterzukommen, beſteht für fie nicht. Sie ſind, wie auch all' die 
zahlloſen anderen deutſchen Angeſtellten und Beamten, die ſchon das 
gleiche Schickfal ereilt hat, als dauernd arbeitslos zu betrachten. Sie 
haben nur die Wahl zwiſchen ſicherem, hoffnungsloſem Elend und 
Abwanderung. Das Erbitternde für die Betroffenen iſt dabei, daß 
diefes Schickſal, wenn nur die polniſchen Behörden gewollt hätten, 
durchaus nicht unabwendbar geweſen wäre. Die Stellungen, die ſie 
bekleidet haben, bleiben nicht etwa unbeſetzt, ſondern fie müſſen von 
den alteingeſeſſenen und bewährten deutſchen Kräften nur geräumt 
werden, damit ſie für polniſche Elemente frei werden, die weder in 
Oberſchleſien beheimatet find, noch in der Regel über eine hinreichende 
berufliche Vorbildung verfügen. In der Sprache der Grazynjki= 
Behörden nennt man das „Neorganiſation“. 

Bald nachdem die Fürſtlich Pleßſchen Betriebe unter 
Swangsverwaltung gekommen waren, ſetzten auch dort die Deutfchen- 
entlaſſungen ein. Am 29. September wurden acht Angeſtellte 
der Bergwerksdirektionfriſtlos entlaſſen. Sie waren 
bis vor kurzem arbeitslos geweſen und harten hier, in den einzigen, 
bisher noch unter deutſcher Leitung ſtehenden ſchwerinduſtriellen Be- 
trieben Oſtoberſchleſiens neue Arbeitsſtätten gefunden. Der polnische 
Swangsverwalter erkannte ihre Verträge einfach nicht an und warf 
ſie wieder rückſichtslos auf die Straße. Zugleich ſprach er gegen 
weitere 18 deutſche Angeſtellte und Beamte die 
Kündigung aus. Gegen die Entlaſſungen und Kündigungen haben 
die Gewerklchaften Einſpruch erhoben. Der Swangsverwalter hat mit 
dieſen Maßnahmen zweifellos ſeine Suftändigkeit, die ſich lediglich auf 
die Sicherſtellung der Steuerleiſtungen zu erſtrecken hat, überjchritten. 
Auch bei der Friedenshütte wurde Ende September 24 An ⸗ 
geſtellten gekündigt. 21 davon find Deutſche, drei ſind Polen. 
Von dieſen letzteren ſind zwei Jeit ſechs bzw. neun Monaten krank; 
dem dritten wurde auf Grund gewiſſer Vorkommniſſe im Son die 
ihn für eine weitere Verwendung ungeeignet machten, die Kündigung 
zugeſtellt. Bei der Friedenshütte wurden die Kündigungen mit der 
angeblich notwendigen „Neorganiſation“ der Betriebe begründet. Bei 
den gekündigten Deutſchen handelt es ſich um altverdiente, 3. T. ſeit 
Jahrzehnten feſtangeſtellte Kräfte. Einige von ihnen haben 5, 6 und 
ſogar 11 Kinder. Ahnlich bei der Gieſche AS. wo gleichfalls 
31 Angeſtellten ihr Dienſtverhältnis aufgekündigt 
wurde. Als Grund wurde hier auch die angeblich erforderliche 
„Reorganisation“ angegeben. Was darunter zu verſtehen iſt, geht ganz 
eindeutig aus der Tatſache hervor, daß ebenſo viele Polen neu 
angeſtellt worden find, wie Deutſche gekündigt 
wurden. Um den Deutfchen ihre Behandlung als Staatsbürger 
minderen Wertes recht deutlich zum Bewußtſein zu bringen, wird dabei 
jo verfahren, daß fie noch damit beauftragt werden, die Polen, die 
nach Ablauf der Kündigungsfriſt ihre Stellen einnehmen ſollen, in die 
Arbeit einzuführen. 

„Die Hoffnung, daß das rückſichtsloſe Vorgehen der Grazunſki-Be⸗ 
hörden gegen die deutſche Angeſtellten- und Beamtenſchaft der oftober- 
ſchleſiſchen Industrie mit der fortschreitenden deutſch-polniſchen An- 
näherung eingeſtellt werden würde, hat alfo getrogen. In der Ent- 
deutſchungspolitik, die ſeit Jahren in dem an Polen gefallenen Teil 
des oberſchleſiſchen Induſtriegebietes getrieben wird, hat ſich nichts 
Weſentliches geändert. Dem deutſchen Arbeiter und Angeſtellten bleibt 
die Gerechtigkeit weiter verſagt. Mit der Verhängung der Zwangs- 
verwaltung über die Pleßſchen Betriebe hat, wie vorauszufehen war, 
die Entdeutſchungspolitik einen neuen Auftrieb erfahren. Die Über- 
laſtung Oſtoberſchleſiens mit landfremden Elementen aus dem Often 
wird trotz der damit verbundenen ſozialen Gefahren weiter betrieben. 


Die Danzig-polni 
Die Danziger Haſenpolizei. 

Vie vor einiger Zeit zwiſchen Danzig und Polen getroffene Ver- 
einbarung über die Danziger Hafenpolizei iſt nunmehr in Kraft getreten. 
Es handelt ſich hier um die Beilegung eines Streitfalles, der zwölf 
Jahre hindurch viel Unruhe hervorgebracht hat. Danzig hat, um eine 
Einigung zu ermöglichen, etwas nachgeben müſſen. Auf der anderen 
Seite hat aber auch Polen ſeine Forderung, im Danziger Hafen, alſo 
auf Danziger Hoheitsgebiet, eine eigene Hafenpolizei zu errichten, nicht 
durchſetzen können. Die verſchiedenen Entſcheidungen, die in dieſer 
Anzelegenbeit in früheren Jahren gefällt wurden, haben keine wirkliche 
Klärung gebracht. Man beſchränkte ſich vielmehr auf Vergleiche, die 
nicht befriedigten. So ſei daran erinnert, daß Genf im Jahre 1925 
ein Gutachten vom Präſidenten des Hafenausſchuſſes anforderte und 
am 11. März desſelben Jahres jür die Dauer von zwei Jahren durch— 
zuführen beſchloß, das ein wenig glückliches Neben- und Gegeneinander 
gegeben hätte, wenn nicht in der Praxis vernünftige Abmilderungen 
Platz gegriffen hätten. Die Seit bis zum Jahre 1932 war gekenn- 
zeichnet durch immer wieder neue Berufungen, Verhandlungen und 
Vergleiche, bis mit der Wende der Danzig-polniſchen Politik ſeit der 
Mach:übernahme des Nationalſozialismus in Danzig in direkten Ver- 
handlungen auf einen Modus vivendi bezüglich der Hafenpolizei hin- 
gearbeitet wurde, deſſen Ergebnis das neue Übereinkommen darſtellt. 


Cs iſt gelungen, Klarheit zu ſchaffen auf der Grundlage einer 
Einigung über die Kompetenzen der ſtaatlichen Be 
hörden und der des Hafenausſchuſſes. Die Befugniſſe 
des Hafenausſchuſſes ſind klar umſchrieben: Das ausſchließliche Recht 
Danzigs auf die Sicherheitspolizei iſt ſelbſtoerſtändlich anerkannt 
worden. Lediglich auf dem Gebiet der Verkehrspolizei hat 
jetzt der Hafenausſchuß das Recht, die Vorſchriften feſtzulegen, die 
die Sicherheit und Ordnung des Verkehrs im Hafen und auf den 
Wallerwegen betreffen. Sache der Danziger Behörden iſt es, dieſen 
Vorſchriften Geſetzeskraft zu verleihen, wenn ſie mit Danzigs Geſetzen 
in Einklang Stehen. Während bisher dreizehn hauptamtliche. Schiff- 
fahrtsbeamte tätig waren, iſt der Vollzug der Verordnungen nunmehr 
in die Hand einer 24 Mann ſtarken Hafen- und Strom- 
wache geſtellt. Je 12 und 12 werden von Danziger und 
polniſcher Seite namhaft gemacht. Um ihre Tätigkeit 
ausüben zu können, müſſen fie zu Danziger Hilfspolizei⸗ 
beamten beſtellt werden. Für alle 24 Mann gelten ſomit die Dan- 
ziger Beſtimmungen. Sofern ſie noch nicht Danziger Polizeibeamte ſind, 
müſſen ſie an beſonderen Vorbereitungskurſen teilnehmen und die 
Danziger Behörden haben dann feſtzuſtellen, ob ſie die Eignung für 
den Dienſt beſitzen. Gegebenenfalls kann auch von Danziger Seite die 
Verſetzung angeregt oder ein Difziplinarverfahren eingeleitet werden, 
wenn ſich aus ſachlichen Sründen die Notwendigkeit ergibt. Mit der 
Einleitung eines derartigen Verfahrens ift den betreffenden Beamten 
der Charakter der Hilfspolizei für die Dauer des Verfahrens ent- 
zogen. Die Neuregelung, die eine 24 Mann ſtarke Hafen- und Strom- 
wache gegenüber bisher nur 15 Beamten vorfieht, erklärt ſich im 
übrigen daraus, daß nicht nur der Hafen, ſondern auch die Stromwege, 
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en Beziehungen. 

die der Hafenausſchuß zu verwalten hat, von dem neuen Abkommen 
erfaßt werden. Es handelt ſich nicht um eine gemiſchte Hafenpolizei. 
Vielmehr bleibt Danzig eindeutig der Träger der 
Staatshoheit. Das neue Abkommen gilt für die Dauer von drei 
Jahren. Im Salle einer Kündigung nach Ablauf dieſer Friſt würde 
der urſprüngliche Zujtand wieder hergeſtellt werden. 

Das Hafenabkommen. 

Am 1. Oktober iſt das Danzig-polniſche Hafenabkommen vom 
18. September vorigen Jahres abgelaufen, ohne vorerſt erneuert 
worden zu ſein. Durch das Abkommen hatte ſich Polen verpflichtet, 
einen weiteren Rückgang des Güterumjchlags über den Danziger Hafen 
zu verhindern und beſtimmte Mindeſtmengen gewiſſer, in einer bejon=- 
deren Lifte, aufgeführter Waren über den Danziger Hafen zu leiten. 
Die polnische Preſſe hat aus der Tatſache, daß das Abkommen bisher 
nicht verlängert worden iſt, allerlei Schlußfolgerungen gezogen, deren 
Richtigkeit von der Danziger Preſſe beftritten wird. Maßgebend für 
die vorläufige Nichtverlängerung iſt die Überlegung, daß es zunächit 
„einmal notwendig iſt, ſich ein klares Bild davon zu machen, welche 
Warenmengen während des abgelaufenen Jahres tatſächlich über den 
Danziger Hafen umgeſchlagen worden Jind, d. h. es ſind die September- 
zahlen noch abzuwarten, die bekanntlich erſt Mitte Oktober endgültig 
vorliegen. Dann dürfte man wohl auch von amtlicher Seite Näheres 
darüber hören, ob das Protokoll in jeiner bisherigen Faſſung unver- 
ändert verlängert wird oder ob irgendwelche Anderungen zweckmäßig 
erſcheinen. 


Erleichterung des Studiums in Danzig. 


Im letzten Sommerſemeſter find bei der Übermweifung der 
Gelder für in Danzig jtudierende Reichsdeutſche 
u. a. durch nicht genaue Beachtung der einſchlägigen Vorſchriften 
Schwierigkeiten aufgetreten. Dadurch wurde Unſicherheit in die Reiben 
der in Danzig studierenden Reichsdeuffchen getragen und der Nachwuchs 
reichsdeutſcher Studenten gefährdet. Deshalb übernimmt für das 
kommende Winterſemeſter die Heſellſchaft von Sreundender 
Danziger Hochſchule, Berlin, ſämtliche Über weiſungs⸗ 
formalitäten. Sahlungen aus dem Reich an Studierende in 
Danzig erfolgen durch freie Überweiſungen im Inlandsverkehr an das 
Konto der Geſellſchaft von Freunden der Danziger Hochſchule in 
Berlin, die ihrerſeits dafür ſorgt, daß der Studierende fein Geld 
pünktlich in Danzig ausgezahlt erhält. Die Angehörigen haben weiter 
keine Formalitäten zu erledigen. Die monatliche Höchſt⸗ 
grenze beträgt 160 Neichsmark. Vorgedruckte Sahlkarten 
find bei der Deutſchen Studentenschaft Danzig erhältlich. Wer neu 
nach Danzig kommt, darf 50 R. in Silber oder Deviſen mitbringen. 
Die zum Ceil aufgetretenen Schwierigkeiten ſind damit beſeitigt. Die 
Deutsche Studentenſchaft Danzig erwartet von ihren Kameraden im 
Reich, daß fie die Möglichkeit, zu den gleichen Bedingungen wie im 
Reich in Danzig zu ſtudieren, ausnutzen, denn mit dem Studium in 
Danzig dient der Student nicht nur ſich, ſondern auch dem Auslands- 
deutſchtum. Das Werbeamt der Deutjchen Studentenſchaft Danzig, 
Anſchluß Technische Hochſchule, gibt gern weitere Auskunft. 


Litauiſche Nachrichten. 


Der Kommandant des Memelgebietes hat nunmehr auch dem der- 
zeitigen Präsidenten des Memelländiſchen Landtages, Waſchkies, 
das Abgeordnetenmandat entzogen. Der Grund? Land- 
tagspräſident Waſchkies hatte auf der letzten Landtagsſitzung Ein- 
ſpruch gegen Maßnahmen erhoben, durch. die ihm das Hausrecht 
und die Aufſicht über die Hauspolizei während der Sitzung entzogen 
werden. Der Kriegskommandant hatte wiederholt vergeblich verjucht, 
Waſchkies für ſich zu gewinnen. Allen Bemühungen des Romman- 
danten zum Trotz hat Waſchkies unerſchütterlich an ſeiner Abſicht fejt- 
gehalten, eine dritte Sitzung des Landtages einzuberufen. Dieſe Abficht 
üt 5 durch die neueſte Maßnahme des Kommandanten verhindert 
worden. 


* 

Auch auf das akademiſche Studium ſcheint man in Litauen 
jetzt die antideutſchen Maßnahmen ausdehnen zu wollen. Das litauiſche 
RNegierungsblatt „Lietuvos Aidas“ ſetzte ſich vor kurzem einmal mit 
der Stage des Nachwuchſes der memelländiſchen Intelligenz auseinander. 
Sie fand es unerhört, was die deutſche Wiſſenſchaft über die Geſchichte 
der baltiſchen Nandländer lehrt, und meinte, es ſei an der Seit, 
„unferer (2) Jugend das Studium in Deutſchland zu 
unterſagen“. Aus Großlitauen, ſtellte das Blatt mit Genugtuung 
feſt, ſeien es ja kaum welche, die in Deutſchland ſtudieren. Aber aus 
dem Moemelgebiet! Habe man es bis jetzt doch dort abgelehnt, das 
Doktordiplom der Kauener Vutautas-Univerſität anzuerkennen! Es ſei 
ſonderbar, daß in Kauen nur Sieben Memelländer 
ſtudieren. Es müßten viel mehr litauiſche Stipendien für Studierende 
aus dem Memelgebiet ausceſetzt werden. Man ſcheint alſo an einen 
Abbruch der Studien- und überhaupt der wiffen)chaftlichen Beziehungen 
zu Deutſchland zu denken. 


* 

Kauener Seitungsmeldungen zufolge hat die litauiſche Regierung 
numehr endgültig den Bau eines Rund funkſenders für das 
Memelgebiet beſchloſſen. Die Voranſchläge find fertig und die 


Mittel bereitgeftellt. Der Sender ſoll möglichſt ſchnell, und zwar in 
der Nähe von Heydekrug errichtet werden. Die Stärke des 
Senders Joll fo gewählt werden, daß er nicht nur im Memel 
gebiet, ſondern auch in Litauen und dem benach- 
barten Ausland, alſo Oſtpreußen, gehört werden kann. 

* 


Den beiden reichsdeutſchen Lehrern des Deut- 
ſchen Gumnaliums zu Kauen (es handelt ſich um den Curnlehrer 
und die Geſanglehrerin) hat die Behörde für das neue Schuljahr ab 
1. September 1934 keine Arbeits genehmigung mehrer ⸗ 
teilt. Beide Stellen müſſen nun von mindergeſchulten Kräften be- 
fett werden. Außerdem find verschiedene deutſche Lehrbücher als 
„ſtaatsfeindlich“ bezeichnet worden, u. a. ein Muſikbuch, ein Religions- 
buch und ein Nechenhuchl 


Eine wohl nur noch in Litauen mögliche Ungezogenheit 
gegenüber dem Führer eines benachbarten Volkes 
bat ſich der Kommandant von Kauen geleiſtet. Er hat der 
dort erſcheinenden polniſchen Wochenſchrift „Chata Rodfinna“ 
eine Geldſtrafe von 300 Lit auferlegt, weil ſie einen Artikel aus der 
offiziöfen „Gazeta Polska“ nachgedruckt hatte, der ſich mit dem Grab 
der Mutter des Marſchalls Pilfud ki befaßte. Es iſt 
in Litauen demnach ſtrafbar, etwas darüber zu ſchreiben, daß die 
Mutter des Marſchalls in Litauen begraben liegt. 

* 


Der frühere litauiſche Gefandte in Berlin, Sidzikauskas, war be- 
ſchuldigt worden, Gelder, die er für die Ernennung von Ausländern zu 
litauiſchen Chrenkonſuln zur Verwendung für ſoziale Swecke erhalten 
hatte, unterſchlagen zu haben. Sidzikauskas beſtritt, ſolche Gelder er- 
halten zu haben. Der Prozeß, der wegen dieſer Affäre in Kauen jetzt 
gegen ihn durchgeführt wurde, endete mit einer Strafe von ſechs Mona- 
ten Gefängnis bei dreijähriger Bewährungsfriſt. 
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Gberſt Beck zur „Minderheitenfrage“. 


Der polniſche Außenminiſter Oberſt Beck gewährte einem Ver⸗ 
treter der „Sazeta Polfka“ eine Unterredung, in der er ſich noch einmal 
mit der polnifchen Haltung in der Frage des Genfer Minderheitenfchutses 
befaßte: „Im Ergebnis konnten wir folgende drei abweichende 
Standpunkte feſtſtellen, die von den Vertretern verschiedener 
Staaten eingenommen wurden, Sunächſt fand ſich eine Staatengruppe, 
die unſeren Antrag vorbehaltlos unterſtützte, ſie war aber 
nicht zahlreich. Eine Reihe anderer Staaten jprach ſich unzwei⸗ 
e gegen die Verallgemeinerung aus, wobei ſie dieſes 

uſtem des Minderheitenſchutzes als für ſich unannehmbar bezeichnete. 

Die übrigen Staaten ſchließlich unterſtützten die Cheſe von 
der Berallgemeinerung theoretisch, ohne ihren Pellimis- 
mus über die Möglichkeit ihrer Inkraftfetsung zu verhehlen, praktifch 
genommen, verſaglen ſie dem Antrage die Unterſtützung. 

„Das Ergebnis der durch uns hervorgerufenen sachlichen Aussprache 
bat zweifellos die volle moraliſche Berechtigung des zweiten Teils der 


durch mich am 13. September niedergelegten Erklärung ergeben, die 
Telbftverftändlich vollkommen in Kraft bleibt, d. h. die Negierung 
der Republik wird bis zur Einführung eines all⸗ 
gemeinen, einheitlichen, internationalen Syſtems 
des Minderheitenſchutzes mit den internationalen 
Organifationen auf dem Gebiet der Kontrolle des 
durch Polen angewendeten Hrundſatzes der Billig- 
keit und Gleichheit der Minderheitentroktate nicht 
zuſammenarbeiten ... Im Verlauf der Ausfprache hat man dirext 
oder zwichen den Seilen aller Erklärungen die Feſtſtellung herausleſen 
können, daß weder der heutige internationale Lebenſtand noch die 
ſich immer 1 5 betonende Evolution des Völkerbundes darauf hin- 
weisen, daß das Syftem des Minderheitenſchutzes durch 
internationale Organe reif wäre... . Unfere Schluß⸗ 
folgerung iſt klar und einzig: Polen eignet lich nicht zum 
Verſuchsgebiett für unreife Syſteme.“ 


Das Reichserbhofgeſetz und die Polen in Deutſchland. 


In der polniſchen Preſſe finden ſich fortgejett neue Angriffe 
auf das deutſche Erbhofgefetz, das aus in der Negel nur 
recht oberflächlich skizzierten Gründen als ein „Mittel der Germani⸗ 
ſierung für die Angehörigen der polniſchen Bolksfplitter in Deutſch⸗ 
land entſchieden abgelehnt wird. Immer wieder erſcheinen in der 
Polenbundpreſſe Aufforderungen, gegen die Eintragung in die Erb⸗ 
höferolle Einjpruch zu erheben und die Geſchäftsſtellen des Polenbundes 
haben es übernommen, die vermeintlich gefährdeten Nechte der Mit- 
glieder des Bundes gegenüber den zuſtändigen deutſchen Amtsſtellen 
zu vertreten. 

So iſt vor kurzem (am 9. Oktober) in der geſamten Po lenbundpreſſe 
. B. wieder ein Artikel erſchienen, in dem die für die Ablehnung maß- 
gebenden Gründe u. a. folgendermaßen dargelegt werden: „. .. Der 
Polenbund hat in feinen Eingaben darauf hingewieſen, daß das Erb- 
boßgeſetz gegen das Genfer Abkommen verstößt und ſchon allein aus 
dieſem Grunde in Oberſchleſien nicht angewendet werden kann. Wäh- 
rend nämlich das Genfer Abkommen für die Mitglieder der polnischen 
Minderheit, in Oberſchleſien vollkommene Freiheit auf allen Gebieten 
des öffentlichen und privaten Lebens. insbefondere aber Freiheit auch 
auf kulturellem, ſozialem und wirtſchaftlichem Gebiete vorſieht, ſieht 
das Erbhofgejets gerade in diefer Hinſicht wichtige Beschränkungen 
vor. So kann 3. B. ein Erbhofbauer ſeinen Grund und Boden nicht 
freihändig verkaufen und mit Hupotheken belasten, ſondern er muß zu 
jedem Verkauf und zu jeder Belastung die Genehmigung des zultän- 
digen Anerbengerichts haben. Er darf auch nicht nach eigenem Gut- 
dünken den Grund und Boden auf die Kinder als Erbe übertragen 
oder ihn unter die Kinder verteilen, weil den Grund und Boden ſtändig 
nur ein Nachkomme des Erbhofbauern erbt. Die übrigen Kinder haben 
ein Jufluchtsrecht oder bis zu einem gewiſſen Grade ein Anrecht auf 
Ausbildung für das Leben aus den Einnahmen der Wirtſchaft. Das 
ſind die weſentlichſten Beſchränkungen des Eigentumsrechts am Boden. 
Unter gewiſſen Umſtänden. wie z. B. bei ſchlechter Wirtfchaftsführung, 
die von behördlicher Seite feſtgeſtellt wird, oder falls keine Kinder 
vorhanden find, kann der Grund und Boden von der Vehörde ein- 
gezogen oder einem anderen übertragen werden ...“ 

Eine Stellungnahme der letzten Inſtanz, des Neichserbhof⸗ 
serichts in Berlin iſt in dieſer Angelegenheit bisher nicht erfolgt. 
Sie wird von polniſcher Seite offenbar mit größter Spannung er- 
wartet. Angeſichts der Bedeutung. die polniſcherſeits der Frage bei⸗ 
gemeſſen wird, fei im folgenden eine in der „Schleſiſchen Zeitung“, 
Breslau. veröffentlichte Außerung von Rechtsanwalt Dr. Badura 
wiedergegeben: 

Das Neichserbhofgeſetz hat von ganz unvermuteter Seite Gegner 
erhalten. Die polniſche Minderheit in Deutſchland 
will die Eintragung der Höfe ihrer Angehörigen 
als Erbhof verhindern. Sie hat verfucht. auch die däniſche 
Minderheit in Schleswig-Holſtein als Bundesgenoſſen zu gewinnen. 
was jedoch nicht gelang. Die Organifation der polniſchen Alinderheit 
ift bei der Negieruna vorftellig geworden. Auch einzelne der polviſchen 
Minderheit ancehörice Bauern haben gegen die Aufnahme ihrer Wirt⸗ 
ſchaft in die Erbhöferolle Einfpruch eingelegt. Em derartiger Fall 
aus Pommern it kürzlich von dem Landeserdhofgericht in 
Selle durch Beſchluß vom 9. August 1934 entfchieden worden. Wie 
nicht anders zu erwarten war. hat das Landeserbhofgericht dem 
Bauern. der geoen den zurückmeifenden Beſchluß des zuſtändigen An⸗ 
erbengerſchts Beschwerde eingelegt hatte, unrecht gegeben. Die Ent- 
ſcheidung iſt ſehr intereſſant. Es wird in ihr nämlich eindeutig nach- 
gewieſen, deß Deutschland ganz im Gegenfaz zu der Behauptung, der 
polniſchen Minderheit das Erbbofaefeg für alla ariſchen 
Bauern deutſcher Staats angehörigkert gelten 
laſſen mußte und ſich direkt einer Verlekung des Genfer Abkommens 
ſchuldig gemacht hätte, wenn es das Erbbofoeſetz bei den volniſchen 
Minderheitsangehörigen im Gebiete des oberſchleſiſchen Abſimmungs⸗ 
gedietes nicht zur Anwendung, gebracht batte. 

Die Beſchwerdeführer halten die bekannten Boſchränkungen 
der Ergentumsherrſchaft des Srbhofgeſetzes für 
Nachteile. Schon dieſe Araumentafion ift ſelbſtverſtändlich unrichtig. 
denn dieſe Nachteile werden durch derart umfangreiche und 


für den Beſtand der geſamten Bauernſchaft ent 
ſcheidende Vorteile aufgewogen, daß von einer Be— 
nachteiligung ſchon in der erſten Erbhofbauerngeneralion nicht die Rede 
ſein kann. Das Landeserbhofgericht hat bei feiner Entſcheidung ledig- 
lich aus dem Erbhofgeſetz ſelbſt die Ablehnung begründet. Darüber 
hinaus ließe ſich noch allgemein als Segengrund dartun, daß weder 
im Senfer Abkommen, noch ſonſt in den ungeſchrie⸗ 
benen allgemeinen Grundfäten des Rechts der 
völkiſchen Minderheiten eine Norm enthalten iſt, 
die der Minderheit nicht nur Sleichberechtigung, 
Jondern darüber hinaus Bevorzugung einräumt. 
Wenn die polniſchen Minderheiten nur die in der Übergangszeit viel- 
leicht hervortretenden Schattenſeiten herausſtellt und darauf ihr Vor- 
bringen begründet, dann iſt ihr Vorgehen, wenn auch von falſchen 
Vorausſetzungen ausgehend, ein Verſuch, beſſer behandelt zu werden 
als jeder deutſche Bauer. Der Nachweis aber, daß das 
Erbhofgeſetz etwa gerade den Bauern in Deutſch⸗ 
land, die ſich zu einer Minderheit bekennen, be- 
Jjondere Härten bringt, kann im Eruſt nicht geführt 
werden. 

Die polniſche Minderheit ſtützt ihren Cinſpruch lediglich auf die 
Präambel des Neichserbhofgeſetzes, in der als Siel des 
Geſetzes „die Sicherung alter deutſcher Erbſitte und Erhaltung des 
Bauerntums als Blutquelle des deutſchen Volkes“ hingeſtellt wird. Die 
Begründung mit Hilfe dieſer Eingangsworte erſcheint außerordentlich 
formal und geſucht. In vielen grundlegenden Geſetzen des Dritten 
Reiches finden ſich derartige Vorworte, die in den tieferen Sinn der 
Norm einführen und auf ihren Fuſammenhang mit dem deutſchen Weſen 
hinweiſen ſollen. Wenn die Minderheit in Deutſchland alle dieſe Ge- 
jetze nicht auf ſich angewendet willen wollte, würde fie bald außerhalb 
des Rechtes in Deutjchland ſtehen; denn es iſt ja gerade das Siel der 
Rechtsneuerung, unter Abkehr von arifremden Normen das Necht dem 
Rechtsempfinden der Nation und der deutschen Sitte in ihren vielen 
Lebensbeziehungen anzupaffen. Dadurch wird doch ober noch kein 
Sonderrecht für deutſche Staatsbürger geſchaffen. Grund zur Be⸗ 
ſchwerde für eine Minderheit kann doch lediglich 
dann gegeben fein, wenn Geſetze geſchaffen werden, 
die ſie von Nechtsvorteilen ausſchließen oder gegen 
fie gerichtet find. 

Im übrigen begründet das Landeserbhofgericht, wie bereits erwähnt. 
feinen ablehnenden Beſcheid nicht einmal mit derartig allgemein ge- 
haltenen Argumenten. Es geht vielmehr den Gedankengängen des 
Beſchwerdeführers nach und widerlegt ſie direkt aus dem Wortlaut des 
Geſetzes. indem es nachweiſt, daß deutſch hier ſodiel wie 
„ſtammesgleichen Blutes“ bedeutet, und daß ſtammes⸗ 
gleich nach der übereinſtimmenden Anſicht der weſentlichſten Kom- 
mentare und des Sachverſtändigen für Naſſeforſchung beim Neichs- 
miniſterium des Innern „diejenigen Völker ſind, die in geſchloſſener 
Volkstumsſiedlung ſeit geſchichtlicher Zeit in Europa beheimatet ſind“ 
(Vogel). Nicht auf dem Worte „deutſch“, ſondern auf dem Worte 
„Bauerntum“ liegt, wie das Celler Gericht mit Recht betont, der Ton 
in der Präambel des Geſetzes. 


So wird von ſeiten der Minderheit den klarſten Entſcheidunas- 
gründen dieſes Beſchluſſes wohl kaum ein gewichtiger neuer Gegengrund 
entgegengehalten werden können. Sie kann bei einer Betrachtung der 
Angelegenheit auf lange Sicht dem Landeserbhofaericht im Grunde nur 
dankbar fein; denn auf die Dauer würde ſich eine Be- 
freiung der polniſchen Minderheit von dem An- 
erbenrecht beſtimmt, wie Gerichtsaſſeſſor Gramm ſchon vor 
Monaten in der .. Deutschen Juſti;“ ſehr richtig ausgeführt hat, für 
jie ſehrſchädlich auswirken, Jeder einmal an einen Deutſchen 
verkaufte Beſitz wäre doch für immer der polniſchen Volksgruppe ver- 
loren, weil er in deutſcher Hand ſofort Erbhof und damit unveräußerlich 
wäre. Niemand) hat bei Schaffung des Geſetzes auch an einen Angriff 
auf das Recht fremder Volksgruppen gedacht. Ihnen wie dem deutſchen 
Bauern kommen die Vorteile zugute. Für irgendwelche Beſchwerden 
dürfte daher kein Naum ſein. 
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Gefeſtigte Organifationen. 


Die Polen in Deutſchland haben allen Grund, mit den Verhältniſſen, 
unter denen ſie ihren kulturellen und wirtſchaftlichen Aufgaben nachgehen 
können, zufrieden zu ſein. Wenn fie das nicht find, jo hat das feinen 
Grund darin, daß fie bei der Betrachtung ihrer Lage von völlig unhalt- 
baren Größenverhältniſſen ausgehen. Sie find nämlich von der fixen 
Sdee bejejen, daß es in Deutfchland mindeſtens 1 200 000 „Polen“ gebe. 
Wenn fie einmal beſonders gut aufgelegt find, legen fie auch noch 300.000 
zu. Mit dieſen Sahlen operieren ſie dann und rechnen „gewiſſenhaft“ 
aus, daß „nur 2 v. H. der polniſchen Kinder in Deu ſchland polniſche 
Schulen beſuchen.“ Wenn man von Phantaſiezahlen ausgeht, läßt Jich 
freilich ein beliebiger Grad künftlicher Unzufriedenheit erzeugen. Das 
Polentum in Deutfchland ift feſt organifiert. Was nicht organifiert ift, 
gehört nicht zum Polentum. Über die Organisationen des Polentums 
brachten die Oppelner „Nominy Codzienne“ am 16. September einen 
Artikel, dem wir einige Angaben entnehmen: 

„Die oberſte Organifation aller Polen in Deutſchland ift der 
Polenbund, der gleichzeitig der offizielle Vertreter der polniſchen 
Bevölkerung in Deutſchland gegenüber den Behörden und in Schlefien 
auch gegenüber dem Völkerbund iſt. Grundſatz des Organiſationslebens 
der Polen in Deutſchland ift die Verſchiedenartigkeit der Verfaſſung 
und die Einheitlichkeit im Handeln. Dank dieſes Grundſatzes bilden 
die Polen gegenwärtig eine ftarke. organiſierte Macht, die von Jahr 
zu Fahr wächſt. Parteiſchattierungen, die unter den Polen 
in Deutſchland Streitigkeiten hervorrufen könnten, gibt es nicht. 
In diefer Hinſicht laſſen ſich die Polen von dem Grundſatz leiten, daß 
fie lediglich und ausſchließlich dem Polentum dienen. Der Polenbund 
iſt in fünf Landesderbände eingeteilt, und zwar Landesverband! 
für Schleſien, Vorſitzender Pfarrer Karl Roziolek; Landesverband 2 
für Verlin und Mitteldeutſchland, Vorſitzender Andreas Zydor; 
Landesverband 3 für Rheinland-Weftfalen, Vorſitzender Joſef Klo⸗ 
nomfki; Landesverband 4 für Oſtpreußen, Vorſitzender Pfarrer 
Ofinjki; Landesverband 5 für die Grenzmark und Oſtpommern, 
Vorſitzender Pfarrer Dr. Boleslaus Domanſ ki.“ 

Über die Preffe und das Genoſſenſchaftsweſen heißt es: „An pol- 
niſchen Tageszeitungen gibt es in Deutfchland 6 und zwar die 
„MNowinp Codzienne“, den „Oziennik Naciborſki“, den „Glos Progranicza 


i Raszub“, die „Gazeta Olsztunska“, den „Dyiennik Berlinski“ und den 
„Narod“. Außerdem erſcheinen die Monatsſchriften „Polak 
w Niemczech“, die Kinderzeitſchrift „Maly Polak w Niemczech“ ſowie 
das Verbandsorgan „Sjednoczenie“. 


„Das durch den Weltkrieg zerſchlagene Wirtſchaftsleben 
der Polen in Deutſchland ift wieder aufgebaut worden. Gegen- 
wärtig beſtehen nachſtehende genoſſenſchaftliche Einrichtungen. In 
Oberſchleſien die Volksbanken in Beuthen, Oppeln, Ratibor, 
Gleiwitz, Koſel, RNoſenberg und Gr. Strehlitz, die Bank Nolnikow in 
Oppeln mit einer Filiale in Gleiwitz, die Nolnik-Geſellſchaften in 
Ratibor, Oppeln und Gr. Strehlitz, die Gärtnereigenoſſenſchaft in 
Ratibor, die Druckereigenoſſenſchaft „Nowiny“ in Oppeln u. a. Su- 
ſammen gibt es in Oberſchleſien 9 Banken, 3 Volniks, eine Gärtnerei 
genoſſenſchaft, 4 andere Genoſſenſchaften, zuſammen alfo 17 Genoſſen⸗ 
ſchaften. In Oſtpreußen find 4 Genoſſenſchaften vorhanden, und 
zwar die Volksbanken in Allenſtein, Marienwerder und Stuhm und der 
Nolnik in Allenſtein. In der Grenzmark und in Oftpommern 
gibt es insgeſamt 6 Genoſſenſchaften, und zwar die Vollesbanken in 
Groß-Dammer, Flatow, Zakrzemo, Neu-Kramzig und Bernsdorf und 
den Nolnik in Flatow. Im übrigen Reich gibt es die Bank Unja in 
Berlin und die Bank Ludomy „Pomoc“ in Berlin, die Bank Nobot- 
nikow in Bochum, die Verlagsgenoſſenſchaften „Sztandar Polski“ in. 
Herne und „Dziennik Berlinski“ in Berlin, zufammen alſo fünf 
Genoſſenſchaften. Insgeſamt bilden allo 32 genojfen- 
ſchaftliche Einrichtungen das Wirtſchaftsleben der 
Polen in Deutſchland ... Unter gemeinfamer Anstrengung 
wurde die Slawiſche Bank in Berlin gegründet. Aufgabe der 
Slawiſchen Bank ift die Zufammenfalfung aller polniſchen Wirtſchafts⸗ 
intereſſen in Deutſchland und die Erteilung materieller und fachlicher 
Hilfe an die genoſſenſchaftlichen Einrichtungen. An der Spitze des Ver⸗ 
bandes polniſcher Genoffenfchaften in Deutſchland ſteht der Direktor 
Stefan Szczepaniak. Die Slawiſche Bank leitet der Direktor 
Franz Lemanczyk. Die Aktion diefer beiden Organiſationen hat 
verurfacht, daß man gegenwärtig von einer Stabiliſierung und ſogar 
von einer gewiſſen Beſſerung der polniſchen wirtſchaftlichen Verhältniſſe 
in Deutſchland ſprechen kann.“ 


Religionskrieg in nerreich. 


„Das Licht vom Himmel läßt ſich nicht 
zerſprengen, noch läßt der Sonnenaufgang 
ſich verhängen mit Purpurmänteln oder 
dunklen Kutten.“ Lenau. 


Im Auftrage der öſterreichiſchen Regierung wandte der Bundes 
kommiſſar Adam ſich kürzlich gegen die Behauptung, daß die Wiener 
Neoierung und ihre Organe den öſterreichiſchen Proteſtan⸗ 
tis mus verfolge. An dieſem Verteidigungsverſuch Adams iſt ledig- 
lich das eine richtig daß nämlich die öſterreichiſche Regierung nicht 
nur gegen evangeliſche Geiltliche mit polizeilichen Maßnahmen vor- 
gegangen iſt. So find in Wöllersdorf und einigen anderen Anhalte⸗ 
lagern auch katholiſche Prieſter interniert worden. Alle 
anderen Behauptungen Adams aber find falſch. Es gibt heute in 
Oeſterreich kaum einen evangeliſchen Geiſtlichen, 
der noch nicht polizeilich „beſtraft“ ift. Dieſe Beſtrafungen 
werden zum Teil mit „nationalſozialiſtiſcher Tätigkeit“ begründet, wo⸗ 
bei die derzeitige öſterreichiſche Regierung freilich mit dem Prädikat 
»nationalſozialiſtiſche Betätigung“ äußerſt freigiebig umgeht. In Lin; 
wurde bei einem Guſtav-Adolf-Vereinsfeſt der Feſtprediger zur Polizei 
befohlen weil er ous dem bibliſchen Text die Pharifäer nicht geſtrichen 
hatte. Mehrere Geiſtliche wurden angehalten, Neparationen für 
Beſchädigungen durch Böller zu leiſten, „da anzunehmen 
ſei, daß die evangeliſche Kirche Öfterreichs den Attentaten und Böller- 
explofionen nicht fern ſtehe“. In den ſalzburgiſchen Orten Anif und 
Itzling wurden die evangeliſchen Bibelſtunden ver⸗ 
boten. Ganz befonders ſchwierig ift die Lage der 
proteſtantiſchen Gemeinden in Steiermark und 
Kärnten, da dort die Austrittsbewegung aus der ka- 
tholiſchen Kirche beſonders groß ift. Übertrittsgottesdienſte 
wurden verboten, Jo daß fie als Sedächtnisſtunden für Ge- 
heimproteſtanten“ in Kuhſtällen ſtattfinden mußten. 

Wenn Bundeskommiſſar Adam verlichert daß die Nechte der mehr 
als 300 ooo evangelifchen Deutſchen Öfterreichs unangetaſtet ſeien, Jo 
It demgegenüber auf die vielen Tatfachen hinzuweiſen die deutlich 
zeigen, daß in den Alpenländern zu einem Religions- 
krieaim Sinneder Gegenreformatjon gerüſtet wir. 
Bewerben ſich Proteſtanten um Staatsſtellen, ſo erhalten ihre 
Bewerbungen einen roten Schrägſtrich. Dioſer rote Schrägſtrich, der 
auf die Konfeſſion aufmerkſam macht, ijt gleichbedeutend mit der Ab- 
lehnung. Beſonders kraß zeigt ſich die gegenreformatoriſche Tendenz in 
der Behandlung der überaus ſtarken UÜbertrittsbewegung. 
Seit Beginn des Jahres find et wa 60000 zur evangeliſchen 
Kirche übergetreten. Diefer Übertritt wird zum Teil von den 
Bezirksbehörden nicht zur Kenntnis genommen“. Alle Übertretenden 
Jollen laut Vorſchrift pfuchjatriſch auf ihren Seiſtes zu- 
ſtand unter ſucht werden. 

Eine Anzahl von Bezirkshauptmannſchaften verweigern die Ent- 
gegennahme der Austrittserklärungen, weil „nach gewiſſenhafter Prü- 


fung“ feftgeftellt werden mußte, daß die Erklärung im Sufammenbang 
mit einer von verbotenen Parteien eingeleiteten „Abfallsbewegung“ 
ſtebe. 3. B. wurden kürzlich in der Nähe von Wien Eltern kon- 
feſſionsloſer Kinder, die eben zum evangeliſchen Neligionsunterricht 
angemeldet worden waren, unter Hinweis darauf, „wie ſchwer es die 
Kinder ſpäter einmal als evangeliſche Menſchen haben würden“ ver 
anlaßt, die Kinder für den katholiſchen Unterricht vormerken ju laſſen. 

Die Maßnahmen der ſtaatlichen Vehörden gegen die evangelische 
Kirche werden durch Übergriffe der klerikalen Organi- 
ſatjonen oder der Heimwehr ergänzt. Noch immer iſt die 
Verleumdung von dem Maſchinengewehr auf dem Turm der Leobener 
evangeliſchen Kirche amtlich nicht richtig geſtellt. In einer unerhörten 
Sprache reden die Slugſchriften des Katholiſchen Slau- 
bensapoftolates in Gray. In zwei Schriften „Wie Deutſch⸗ 
land protäftantifch wurde“ wird die Reformation auf das „Weib“ und 
die Ländergier ehemals batholiſcher geiſtlicher Fürſten zurückgeführt. 
In dem neugften geſchichtlichen Lehrbuch für Mittelſchulen, 
von einem Benediktiner verfaßt. wird die Reformation, die auf 
einer halben Seite behandelt wird, „Aufruhr“ genannt. In Wiener 
Neuftadt hat die Heimwehr bekannte evangeliſche Bürger 
und einige katholiſche Nationalſozialiſten über ⸗ 
fallen und mit ſchweren Hämmern bearbeitet. Dies 
Verbrechen der Starhembergtruppen wurde von dem batholiſchen 
Stadtpropſt „als heiliger Zorn“ in der Predigt gefeiert! In 
mehreren Gebieten verbreitet die katholiſche Geiftlichkeit die merk⸗ 
würdige Behauptung, „an dem Sottesdienſt der Protsſtanten ſeien 
auch Hunde und Katzen beteiligt!“ In einem Kärntner Ort wurden 
evangeliſche Bürger, die ſich weigerten. der Vaterländiſchen Front 
beizutreten. durch ſcheu gemachte Pferde durch den Ort 
geſchleift und gezwungen, halbtot vor einem Kruzi⸗ 
fix den Noſenkran; zu beten. Der Sohn des evangeliſchen 
Pfarrers von Innsbruck wurde Ende vorigen Jahres verhaftet und 
eingekerkert, jetzt iſt er ſterbend zurückgeliefert worden; beide Arme 
und Beine find abgefroren, der Körper zeigt an mehreren 
Stellen Spuren ſchändlicher Mikbandlung. In Graz hat ſich vor kurzem 
folgendes ereignet: In einer öffentlichen Mittelſchule wurde ein Schüler 
wegen feiner Führung einſtimmig vom Lehrkörper keligiert. Als der 
Direktor dem Sögling eine entsprechende Mitteilung machte, erklärte 
dieſer zunifch, daß ihn das gar nicht intereſſiere. da er vom Sicherheits- 
direktor der Steiermark einen Ausweis als Hilfspoliziſt habe und in 
der Lage ſei, den Direktor der Anſtalt jederzeit zu verhaften. 


Nach Lage der Dinge kann in Iiſterreich von einer „Gleichberechti⸗ 
gung“ der Evangelifchen nicht mehr die Rede fein. Die evange⸗ 
liſche Bevölkerung wird wirklich in fürchterlicher 
Weile geknebelt und bedrückt. Da aber das unverſchuldete 
Unglück und die Bedrückung ein guter Ausweis für all' diejenigen ſind, 
die die Wahrheit lieben. iſt überall im Lande eine ſtarke Über- 
trittsneigung feſtzuſtellen. 


* 
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Die Bernſteininduſtrie. 


Mit dem Reichsbernfteintag, dem erſten Opfertag des dies- 
jährigen Winterhilfswerks des deutſchen Volkes, der ſich über den 10. 
11. und 12. Oktober erstreckte, wurde nicht nur der Seldzug 1954135 
gegen Hunger und Kälte eingeleitet, ſondern er bedeutete auch gleich- 
zeitig einen wenn auch kleinen, Jo doch ſehr wirkſam vorbereiteten Vor⸗ 
toß gegen die Arbeitslosigkeit. Dadurch nämlich, daß durch den Bern- 
fteintag das „Gold Oftpreußens“ in allen Gauen Deutſchlands bekannt 
gemacht wird, follen alle deutſchen Volksgenoffen auf das edle, rein 
deutſche Material aufmerkſam gemacht und angeregt werden, ſich ſeiner 
mehr als bisher zu bedienen. Bernſtein iſt einer der wenigen Stoffe, 
deſſen Verarbeitung in der Hauptſache Handarbeit erfordert, und 
darum bedeutet ein erhöhter Verbrauch von Bernſtein immer Arbeit 
und Brot für viele Volksgenoſſen, um Jo mehr, als es 
ſich in der Bernſteininduſtrie vornehmlich um qualitative Arbeit handelt, 
die die Einftellung von felbftverjtändlich auch höher entlohnten Fach- 
arbeitern nötig macht. 8 8 

Seit 1933 befindet ſich die Bernſteininduſtrie in ſtetiger 
Aufwärtsentwicklung. Inzwiſchen ſind die Vorräte an 
Nohbernſtein, die ſich in den letzten Jahren angeſammelt hatten, 

faſt vollſtändig aufgebraucht, ſo daß nunmehr auch wieder 
mit neuer Förderung begonnen werden kann. Hauptverarbeiter des 
Bernfteins lind die Staatliche Bernſteinmanufaktur 
Königsberg mit ihren Sweigſtellen und die Norddeutſche 
Bernſteininduſtrie, ebenfalls in Königsberg. Daneben beſchäf⸗— 
tigen ſich noch eine Neihe kleinerer Unternehmungen mit der Herjtellung 


von Bernſteinſchmuck. Bei der Staatlichen Bernſteinmanufaktur ſind 
gegenwärtig rund 750 Arbeiter und Angeſtellte beſchäftigt, 
bei der Norddeutschen Bernſtein-Induſtrie etwa 200. Bei beiden 
lind gerade in letzter Zeit wieder Neueinjtellungen vorgenommen worden. 
Da die heimiſchen Facharbeiter knapp geworden waren, mußte man 
ſogar auf früher in der Bernſteininduſtrie beſchäftigt 
geweſene Arbeiter, die inzwiſchen zum Teil ſchon 
ins Reich abgewandert waren, zurückgreifen und fie 
zurückholen. In Ermangelung weiterer Fachkräfte hat man weiter 
zahlreiche Elfenbeinſchnitzer aus Thüringen und 
dem Odenwald herangeholt und iſt darüber hinaus bemüht, 
lich Qualitätsarbeiterheranzubilden. Bei beiden Werken 
wird auch gegenwärtig eine Erweiterung der Fabrikations- 
anlagen vorgenommen. Die Manufaktur hat vor etwa zwei Monaten 
in Palmnicken eine neue Smweigmanufaktur ins 
Leben gerufen, in der die bei der Gewinnung des Bernſteins nicht 
benötigten Arbeitskräfte — etwa 50 an der Sahl — in der Ver- 
arbeitung beſchäftigt werden, außerdem wird auch der zur Herſtellung 
der Winterhilfs-Abzeichen urſprünglich nur vorübergehend eröffnete 
Betrieb in der Königsberger Schälmühle mit 
60 Arbeitern aufrecht erhalten. In gleicher Weile ver- 
größert ſich die Norddeutſche Bernſtein-Induſtrie, die im Augenblick 
einen Erweiterungsbau ihrer Werkjtätten vornimmt. An ihr, die vor 
drei Jahren nur 14 Arbeiter, heute aber mehr als 200 beſchäftigt, zeigt 
ſich der Aufſtieg am augenfälligſten. 


Schleſiſche Verkehrspolitik. 


Auf dem „Deutſchen Binnenſchiffahrtstag 1934“, der kürzlich in 
Breslau ftattfand, ſprach Staatssekretär Koenig s über die verkehrs- 
politiſche Sürforge für die Grenzgebiete. Alle Grenzgebiete, Jo führte 
er u. a. aus, ſind vom Standpunkt des Güterverkehrs aus geſehen, 
Überſchußgebiete. Auch Schleſien, das mit feiner Bevölkerungs- 
dichte über dem Neichsdurchſchnitt liegt und eine eigene große Konſum- 
kraft aufweiſt, hat einen Siſenbahnverſand, der etwa 
viermal ſo groß iſt wie der Siſenbahnempfang. Die 
Verkehrsverwaltungen haben ſich deshalb das Siel zu ſetzen, in erſter 
Linie für den Ablatz des Überſchuſſes an landwirtſchaftlichen und indu= 

Striellen Erzeugnifſen zu ſorgen und die Marktferne zu über⸗ 
winden, unter der alle Grenzbezirke gleichmäßig leiden. Die 
Reichsbahn hat dieſem Moment in weitgehendem Maße Rechnung 
getragen dureh die Einführung der vertikalen Staffel 
in ihren Gütertarif, d. h. durch die bekannte Tarifreform vom 
Dezember 1920, wonach die Carifſätze mit dem Steigen 
der Entfernung eine abfallende Tendenz haben. Die 
Reichsbahn hat darüber hinaus bei der letzten großen Koblentarif= 
ermäßigung vom Dezember 1931 für oberjclefif che und 
niederſchleſiſche Steinkohle, deren Abſatz für Schleſien 
von beſonderer Bedeutung ift, Notſtandstarife eingeführt, welche 
licherſtellen ſollen, daß die oberſchleſiſche und niederſchleſiſche Steinkohle 
auf dem Berliner Markt zu den gleichen Sätzen angeboten werden 
kann, zu denen die mit Schleſien in Wettbewerb ſtehenden Reviere, ins- 
beſondere das Nuhrkohlenrevier, feine Kohlen in Berlin anzubringen 
vermag. Für beide Reviere gilt auch der Rummelsburger 
Großraumwagentarif zur Verſorgung der Berliner Elek- 
trizitäts-, Gas- und Walſerwerke und die Küſtentarife, für Oberſchleſien 
allein die Ausfuhrtarife nach Sſterreich, Italien und 
üdflawien, für Niederſchleſien allein der Ausfuhrtarif 
nach der Cſchechoſlowakei. Für Holz hat die Reichsbahn die 
ſogenannte Oberſchleſiſche Staffel übernommen, welche die frühere 
Preußiſche Staatseiſenbahnderwaltung eingeführt hatte, auch ſonſt hat 
die Reichsbahn eine Reihe von Tarifen bewilligt, welche für den Ab- 
latz Jchlefiſcher Erzeugniſſe Erleichterungen geben. 
ESntſcheidend iſt für Schleſien die große Ver- 
kehrsſtraße der Oder, welche das 300 Kilometer lang geftreckte 
Gebiet in der Längsrichtung durchfließt und ins Innere des Reichs mit 
leinen zahlreichen Waflerverbindungen wie auch zur See führt. Die 
nationaljozialiſtiſche Regierung hat an die Gedanken Friedrichs des 
Großen angeknüpft und den Neubau des Kloduitz-Kanals 
in Auftrag gegeben. Soll das unmittelbar an der Grenze gelegene 
Kohlengebiet Oberſchleſiens auf die Dauer wettbewerbsfähig bleiben, 
lo bedarf es eines vollwertigen Anſchluſſes an die Oder, 
und dieſer kann nur durch einen Kanal ſichergeſtellt werden. Der Führer 
und Reichskanzler hat die Bedeutung der neuen Schiffahrtsſtraße da⸗ 
durch hervorgehoben, daß er dem Kanal feinen Namen „ Adolf-Hitler⸗ 
Kanal“ zu geben erlaubt hat. Die nationalfozialiſtiſche Regierung hat 
weiter im Cal der Malapane bei Curawa ein Stau- 
becken in Angriff genommen, das mit einem Inhalt von 90 Millionen 
Kubikmeter die Waſſerführung der Oder anreichern und das Stau- 
becken von Ott mach au wirkſam ergänzen ſoll. Die na- 
tionalſozialiſtiſche Regierung hat endlich die Oderverlegung bei 
Ratibor begonnen. Entſcheidend iſt die Möglichkeit für die ſchleſiſche 
Wirtſchaft, ſich auf dem Wege über die Oder im Wettbewerb mit 
anderen Landesteilen Frachtvorteile zu verſchaffen, welche ihr die 
Noichsbehn aus dem einfachen Grunde nicht geben könne weil die 
Neichsbahn in einer weiteren Bevorzugung Schleſiens durch die Nück- 
ſichten auf die anderen Landesteile gehemmt wird. 


Aus dieſen Sedanken der ſtaatspolitiſchen Bedeutung großer 
Wallerſtraßen und Kanäle heraus, fuhr Staatssekretär Koenigs dann 
fort, vertrete ich auch den Standpunkt, daß wir uns dem Bau 
eines Oder — Donau-Kanals gegenüber nicht ab- 
lehnend verhalten ſollten. Wenn die Cſchechoflowakei dazu 
gelangen Jollte, den Oder —Donau-Kanal in Angriff zu nehmen, müßten 
wir uns mit dem Abſchnitt von Koſel bis zur Grenze an dieſem Bau 
beteiligen. Eine ſolche durchgehende Waſferſtraße von 
der Donau und den ſüdöſtlichen Ländern über die 
Oder nach Stettin wird für den geſamten deutſchen 

Oſteneine Bedeutung erlangen, die über die reinen 
Verkehrsfragen hinausgeht. Es wird eine Welt- 
verkehrsſtraße werden, die ihre Anziehungskraft auch auf die weiter 
östlich gelegenen Gebiete ausübt und unter allen Umſtänden ſicherſtellt, 
daß in dem Verkehr von Südoſten nach Norden der deutſche Often und 
der Hafen Stettin nicht ausgeſchaltet werden kann. 

Alle Bemühungen der Verkehrsanſtalten, den Abſatz des Über- 
ſchuſſes an landwirtſchaftlichen und induſtriellen Erzeugnissen ſicher⸗ 
zuſtellen, würden nicht ausreichen, wenn die Verkehrsverwaltungen nicht 
gleichzeitig für eine Schonung der Märkte eintreten, auf welchen 
dieſer Überſchuß abgeſetzt werden Joll. Darum, Jo Jagte Staatsjekretär 
Koenigs, habe er ſich ſchon vor Jahren darum bemüht, daß die 
Tarife auf dem Mittellandkanal Kkünſtlich herauf 
geſetzt werden, um ſicherzuſtellen, daß die Nuhr 
kohle über den Mittellandkanal nicht billiger nach 
Berlin gelangen kann, als es der oberſchleſiſchen 
Kohle jemals möglich ſein wird. r habe damals eine 
Sonderabgabe von 50 Pf an der Abzweigung des Seitenkanals nach 
Hildesheim vorgeſehen und habe daran gedacht, eine zweite und dritte. 
Sonderabgabe in Allerbüttel und am Plauer Kanal zu erheben. Er ſtehe 
auch heute noch auf dem Standpunkt, daß die Abgabenfelt- 
jetung auf dem Mittellandkanal zu einem erheb- 
lichen Ceil eine Frage der Srenzlandpolitik ſei, und 
glaube. daß in allen ver kehrspolitiſchen Maßnahmen. 
die Rückſicht auf die Srenzgebiete immer wieder in 
den Vordergrund geſtellt werden sollte. 

Su dem Problem Eiſenbahn — Kraftwagen erklärte 
der Redner: Man muß die Frage auch einmal vom Standpunkt der 
Grenzlandpolitik betrachten. Die Eigengeſetzlichkeit des Kraftwagens 
beruht darin, daß der Kraftwagen eine unbeorenzte Slächenwirkung 
ausüben kann. Die Wafferitraßen haben die geringſte, die Eiſenbahnen 
eine größere, aber auch noch begrenzte Flächenwirkung. Der Kraft⸗ 
wagen aber ift wie kein anderes Berkehrsmittel 
geeignet, gerade den Verkehr in den wirtſchaftlich 
ſch wachen Grenzgebieten aufjunebmen und dort 
Verkehrsbedürfniſle zu befriedigen, die wegen 
des Mangels an Wafferſtraßen und des Mangels an 
Siſenbahnen bisher nicht gedeckt werden konnten.“ 

Der Nedner ſchloß: So wie der Truppenbefehlshaber im Felde alles 
daran ſetzen muß, um den vorderſten Mann an der Front körperlich 
und ſeeliſch aufrechtzuerhalten, fo muß auch der Staat in erſter Linie 
dafür Sorge tragen, daß feine Grenzbevölkerung, die auf Vorpoſten 
ſteht. kulturell und wirtſchaftlich ſtark bleibt. Schleſien und die Grenz- 
marken können ſich darauf verlaffen, daß die nationalſozialiſtiſche 
Regierung nicht nur eine Fürſorge auszuüben gewillt iſt. ſondern die, 
Notwendigkeit der kulturellen und wirtſchaftlichen Stärkung der 
Grenzgebiete erkannt hat. und daß die Verkehrsverwoltungen. on 
welcher Stelle ſie auch zu arbeiten haben, die Grenzlandpolitik niemals 
in ihren Entſchließungen überſehen werden. 5 
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Buchbeſprechungen. 


Oſtdeutſche Lyriker. Es war ein guter Gedanke der Franck ſchen 
Verlagsbuchhandlung in Stuttgart, eine Samm- 
lung der großen deutſchen Lyrik in Sinfelaus gaben 
zu dem geringen Preis von 60 Npf. und I AM. herauszubringen. 
Bisher ſind folgende Bändchen erſchienen: Deutſche Volkslieder — 
Goethe — Möricke — Storm und Hebbel — Hölderlin — M. Clau- 
dius — C. §. Meyer — G. Keller — Die Oſtdeutſchen: Sichen⸗ 
dorff, Arndt, Shenkendorff. Es iſt anzunehmen, daß 
die Sammlung bis in unſere Seit fortgeſetzt wird. Wir wollen hoffen, 
daß dann auch unſere gegenwärtigen oſtdeutſchen Schaffenden berück- 
ſichtigt werden. Nl. H. 


Das Hermann⸗Stehr⸗Buch. Sum 70. Geburtstag des Schleſiers 
Hermann Stehr hat der Paul- Liſt- Verlag, Leipzig, 
„Das Hermann-Stehr⸗ Buch“ G, 50 Nan.) zufammengeftelit 
von H. Chr. Raergel, herausgebracht. Den Menſchen und Oichter 
verſucht uns Kaergel in der Einführung nahezubringen. Proben aus 
den bedeutendſten Werken Stehrs folgen. Sum Schluß feſſeln uns 
ganz beſonders die „Geſpräche“: „über Menſchlichkeit und Menſch — 
über gut und böſe — über das eigentliche Selbſt — über Chriſtus ..“ 
Das Buch ſei aufs wärmſte empfohlen. Es offenbart uns „die Welt 
Hermann Stehrs, die Welt, die nichts anderes iſt, als unfer Volk, 
das letzte und tiefſte Deutſche, was ſich immer im Ringen nach dem 
Unendlichen offenbart.“ M. H. 


Aus den Reichen der Grenze. Die Baltin Helene Nitzer ow 
bringt in ihrem Band: „Aus den Reihen der Grenze“ (Riga 
1934, Verlag Ernſt Plates) luriſche, dramatiſche und epiſche Dichtung; 
kraftvoll in Rhythmus und Sprache. M. H. 

Neclambuch aus deutſchem Seiſt. Der bekannte Leipziger Verlag, 
deſſen kleine, ſchmucke Bände zu Millionen das Kulturgut unferes 
Volkes verbreiten, hat wieder eine Neihe Schriften edelſten Inhalts 
herausgegeben. Fichtes „Neden an die deutſche Nation“ 
lind dabei, auch Turnvater Jahns „Deutſches Volkstum“. 
Dann finden wir vom Verfaſſer der „Grundlagen des 19. Jahr- 
hunderts“, H. St. Chamberlain ein Buch über „Nichard 
Wagner“, und vom Verfaſſer des „Dritten Reiches“, Moeller 
van den Bruck, eine wundervolle Charakteriftik des erſten 
deutſchen Befreiers und Einigers: „Armin“. Über das „Deutſch⸗ 
tum im Ausland“ unterrichtet Dr. Fran; Chierfelder, 
beſonders auch die deutſchen Volksgruppen im Oſtraum berührend. 
Sehr weſentlich für die Verbreitung eines Wiſſens vom Oſten iſt die 
Neuauflage von Heinrich v. Creitſchle: „Das deutſche 
Ordensland Preußen.“ Wir müſſen hier nur ſagen, daß wir 
heute vom raffifchen und nationalſozialiſtiſchen Standpunkt aus manches 
anders beurteilen, als es der Hiſtoriker des Kaiſerreichs tat. Doch 
bleibt der Wert ſeiner Schrift davon unberührt. Sehr wertvoll iſt 
Hans Schoenaichs Buch: „Cauſend Jahre deutſcher 
Kampf im Often.“ Dem Verfaſſer, der den völkiſchen Kampf im 
Oſten gekannt und an führender Stelle mitgeleiſtet hat, gebührt unſer 


Dank für feine lebensvolle, mitreißende Schilderung. — in. 


anderes Moeller-van-den-Bruck-Büchlein gibt uns ein Lebens- und 
Schaffensbild des Freiherrn vom Stein, der in ſchwerſter Not- 
zeit Volk und Staat den Weg zur Zukunft wies. Über „Deutſche 
Volkskunde“ ſpricht Walter Diener. Wir hoffen, daß dies 
unfere Menſchen zu ſich ſelbſt, zu ihrer Art, ihrer Raſſe und Seele 
zurückführende Buch von vielen aufgenommen wird; ebenſo das des 
verdienſtvollen Präbiftorikers Prof. Dr. Kiekebuſch über 
„Deutſche Vor- und Srühgeſchichte“. In die Urzeiten, 
da die Arier nach Aſien vorſtießen und ihre Reiche gründeten, führt 
das Gilgameſch- Epos, wohl die älteſte bekannte epiſche Dich- 
tung überhaupt, 4000 Jahre alt, ein Heldenlied voll fauſtiſcher Kraft. 
ein Zeugnis des ewigen Kampfes zwiſchen Licht und Finſternis. — Die 
jehr ſchön ausgestatteten Bändchen kosten, gebunden, meiſt nur 75 Pfg., 
die Doppelbände ein wenig mehr. Dr. L. 
Bücher von deutſcher Siedlung. In einem friſch erzählten Roman 
„Das grüne Nettungsboot“ von Srich Sſchocher finden 
wir ein Schickſal geſtaltet, das wie jo viele im Augenblick des wirt- 
schaftlichen Zujammenbruchs ſich zu. neuen Sielen wendet. Wohl iſt 
der alte Wohlſtand dahin. Aber nach Verſagen und Verzagen wird 
das „Srüne“, die Siedlung, Rettung einer -ftarken, im Unglück treu 
gemeinſam ſchaffenden Familie. Ein aufbauendes, übrigens auf oſt⸗ 
deutſcher Erde ſpielendes Buch. (Enßlin und Laiblin Verlag, Neutlin- 


gen.) Mit Bildern von Richard Sapper. — Liſa Schultze ⸗ 
Kunſtmann verdanken wir eine andere, prächtige Erzählung: 
„Chriſtianes Landlehrjahr“ (Franz Schneider Verlag, 


Leipzig). Man ſpürt es der Dichterin an, wie fie in ihrer pommerſchen 
Heimat den Segen des Bodens, die Kräfte des Bauerntums, die alte. 
wiedererſtehende Heiligkeit der Scholle empfindet. Deutſchland in ſeiner 
Wende will ja die Verſäumniſſe einer unheilvollen Entwicklung von 
Jahrhunderten wieder gutmachen und ſeine dem Boden entfremdeten 
Menſchen ihm wieder zuführen. Hier erleben wir die uralten Bräuche 
unſeres Volkes und fühlen uns mit den Helden und Heldinnen der 
Geſchichte heimiſch im heimatlichen Oſtland. Dr. L. 


„Wie wir Deutſchen uns ſelbſt entdeckten. Von Prof. Heinrich Wolf. 
Leipzig, Artamanen-Verlag. 3,60 AM. — Der alte völkiſche Vor- 
kämpfer faßt in dieſem Buch, das zu den feſſelndſten Erſcheinungen des 
heutigen Schrifttums gehört, ſeine Gedanken und forſcheriſchen Er- 
ebniffe über deutſchen Geſchichtsberlauf zuſammen. Auf einſamer 

arte hat Wolf jahrzehntelang geſtanden und gegen die liberaliftifche 
Geſchichtsſchreibung ſeine völkiſchen, deutſchbewußten Darſtellungen 
geſtellt. Die Seit hat ihm Recht gegeben. Heute ſieht man deutfches 
Geschehen mit feinen Augen. Er zeigt — von der älteſten Tragik 
Germaniens ausgehend —, wie zwei Cupen immer wiederkehren und 
ſich bekämpfen, die Deutſchen nach der Art des Helke Armin — und die 
nach der Art des dem Ausland hörigen Slavus. Sein Wunſch ift der 
Sieg der Armin-Deutſchen, und wir alle, die wir im gleichen Sinn 
kämpften, preiſen das Geſchick, das dem echten Deutſchtum, dem des 
Armin, zum endgültigen Durchbruch verhilft. Die „Entdeckung Deutſch⸗ 
lands“ aber — vom Vorgeſchichtlichen bis zur Gegenwart — mag (auch 
in ihrem weiſen Maßhalten rühmenswert) vielen ein geiſtiger Weg⸗ 
weiſer ſeinl Dr. L. 


.Der Cag des Vanern. Der Verlag Danner, Mühlhaufen 
i. Thür., hat eine Buchreihe „Deutſche Feierſtunden“ herausgegeben. 
Eins dieſer Reihe „Der Cag des Bauern“ (2 N.), zu- 
ſammengeſtellt von Will Reeg, enthält wertvolles und brauchbares 
Material zum Erntedankfeft: Aus den Neden vom Bauerntag 1933, 
Erntebräuche, Spiele, Dichtungen. Leider hat der Herausgeber fehr 
wenig oſtdeutſche Dichter gekannt. Außer Löns, Carolath, Reinick, 
ierentz gibt es eine beträchtliche Neihe Schaffender, in deren Dich- 
ungen ſich Scholle und Heimat widerſpiegeln. M. H. 


Wir kämpfen und glauben. Die oſtpreußiſche Dichterin Anne 
Marie Koeppen hat Gedichte und Lieder unter dem Titel „Wir 
kämpfen und glauben“ geſammelt. (Sturm- Verlag, 
Königsberg, Pr.) Die einzelnen Abſchnitte: Wir grüßen den 
Führer — Wir folgen der Fahne — Wir lieben die Scholle — Wir 
kämpfen und glauben. Dazu Bildſchmuck aus der Bewegung und aus 
der oſtpreußiſchen Landſchaft. Wir finden ausgezeichnete Verſe oft- 
deutſcher Dichter vor. 


Ergänzung. Die im vorletzten „Oftland“ beſprochenen Werke von 
Karl Georg Sſchaetzſch über die Urheimat, Geſchichte, Kultur und 
len der Arier find im Arjier- Verlag, Berlin- ehlendorf, 
erſchienen. 


* 
Perſönliches. 

Breslaus neuer Oberbürgermeiſter: Als Nachfolger des vor kurzem 
von ſeinem Poſten abberufenen Dr. Nebitz ki iſt der bisherige Erſte 
Landesrat und ftellvertretende Landeshauptmann von Niederfchleſien, 
Dr. Hans Fridrich, zum Oberbürgermeiſter von Breslau berufen 
worden. Als gebürtiger Waldenburger ift Oberbürgermeiſter 
Dr. Fridrich don Geburt an aufs engſte mit Schleſien und ſeiner 
Hauptſtadt verbunden. 


Staatsrat Walter Scheunemann, der Präfident des Danziger Ober- 
verwaltungsgerichtes, ift im 62. Lebensjahre einem Herzſchlag erlegen. 
Scheunemann hatte am Aufbau der Freien Stadt Danzig, nach der Los- 
löſung des Gebietes vom Reich, führenden Anteil. 


Seneralkonſul von Saucken hat am 2. Oktober die Leitung des 
Deutſchen Generalkonſulats in Memel übernommen. von Saucken 
iſt gebürtiger Oſtpreuße. 


Oberſt Erwin Wienkomfki, der bisherige Vertreter des Pofener 
Kommandierenden Generals, wurde zum Regierungskommiffar 
der Stadt Pofen ernannt. Der bisherige Stadtpräſident Curpl 
Natajſki wurde zum Ehrenbürger der Stadt Poſen ernannt. Oberſt 
Wienckowſki wurde 1894 in Wien geboren; er beſuchte das Symnaſium 
in Jaroslaw und ſtudierte in Lemberg. Bei Ausbruch des Krieges trat 
er in die Legionen Pilſudskis ein, wurde 1917 für drei Monate in 
Przempfl interniert und nahm 1918 an den Kämpfen gegen die 
Ukrainer in Lemberg teil. Darauf beſuchte er die Generalſtabsſchule. 
beteiligte ſich am Maiumfturz, arbeitete ſpäter im Kriegsminiſterium 
und wurde ſchließlich zum Stellvertreter des Kommandierenden Generals 


in Poſen ernannt. 4 


Familiennachrichten. 


Geburtstage: Inſpektor i. R. Eruſt Dembon in Verchen (Krs. Demmin): 
am 14. 10., 90 J. (D. war früher auf der Domäne Schönfelde bei Libau, Kreis 
Gneſen, tätig und lebt jetzt als Altersrentner bei dem früheren Beſitzer der 
Domäne, Oberamtmann Meyer.) — Konrektor i. N. Paul Jüttner, Breslau X. 
Hermannſtraße 7, am 8. 10., 70 J. (J. war 20 Jahre als Lehrer an der engl. Schule 
in Krotoſchin tätig.) 
Geſtorben: Studienrat i. R. und Major d, L. a. D. Profeſſor Georg Lauter⸗ 
ach am 27. 9. 77 J. (L. war lange Jahre in Poſen am Mariengymnaſium und 
Feagee, mu. Enaneftum tätig und lebte zuletzt in Hannover, Dieckmann⸗ 
ſtraße 5. 
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